Geſetzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 14 Ausgegeben Danzig, den 29. März 1924 


Inhalt. Geſetz über eine einundzwanzigſte Aenderung der Dienſtbezüge der unmittelbaren Staaatsbeamten 
(S. 49). — Bekanntmachung des Wortlauts des Geſetzes über das Dienſteinkommen der unmittelbaren Staatsbeamten 
der Freien Stadt Danzig (Beamten⸗Dienſteinkommensgeſetz) vom 23. Dezember 1921 (S. 68). 


38 VBolfstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


Geſetz 
über eine einundzwanzigſte Anderung der Dienſtbezüge der unmittelbaren Staatsbeamten. 
Vom 14. 3. 1924. 


Artikel 1. 

Das Beamten⸗Dienſteinkommensgeſetz vom 23. Dezember 1921 (Geſetzbl. S. 229) in der Faſſung 
des Geſetzes über Anderungen in den Dienſtbezügen der unmittelbaren Staatsbeamten vom 23. Juni 
1922 (Geſetzbl. S. 165) und der Geſetze über eine zehnte, dreizehnte und zwanzigſte Anderung der 
Dienſtbezüge der unmittelbaren Staatsbeamten mit den Abänderungen der Verordnung über Feſtſetzung 
der Dienſtbezüge der unmittelbaren Staatsbecmten in Danziger Gulden vom 23. Oktober 1923 (Geſetzbl. 
S. 1142) wird wie folgt geändert: 

a) Mit Wirtung vom 1. April 1923 ab: 
I. In 8 31 Abſ. 5 Satz 2 wird der Satzteil „bei ſpäterem Übertritt nach Maßgabe der vom 
1. Oktober 1921 ab gültigen Sätze“ geſtrichen. 
II. 8 31 Abſ. 5 a erhält folgende Faſſung: 

„Ga) Die am 31. März 1922 im Dienſt befindlich geweſenen planmäßigen und nichtplan⸗ 
mäßigen Beamten werden mit ihrem bisherigen (am 31. März 1922 gültigen) Beſoldungs⸗ 
und Anwärterdienſtalter in die vom 1. April 1922 ab gültigen Dienſtbezüge eingewieſen. 
Iſt ein Beamter jedoch mit Wirkung vom 29. Dezember 1921 oder von einem ſpäteren Zeit⸗ 
punkt ab in eine andere Beſoldungsgruppe übergetreten, ſo wird das Beſoldungsdienſtalter 
in der neuen Beſoldungsgruppe bereits nach Maßgabe der vom 1. April 1922 ab gültigen 
Grundgehaltsſätze berechnet.“ ١ 

III. In der Anlage 1 wird der Abſchnitt 14 wie folgt geändert: 
Gruppe 2: Die Anmerkung 1) erhält folgende Faſſung: 
„1) Die am 31. März 1920 im Amt befindlich geweſenen Inhaber der Stellen der 

Gruppe 2 erhalten für ihre Perſon die Bezüge der Gruppe 3. Im übrigen rücken die 

Beamten der Gruppe 2, die zugleich in der Gruppe 3 mit dem Zeichen * aufgeführt find, 

nach Vollendung von 6 Beſoldungsdienſtjahren in der Gruppe 2 in die Gruppe 3 und 

nach mindeſtens zweijährigem Bezuge des Höchſtgrundgehalts dieſer Gruppe in die Gruppe 4 

auf. Die Aufrückungsſtellen in der Gruppe 4 dürfen bis zur anderweiten Feſtſetzung 

durch den Staatshaushaltsplan ein Sechſtel der Geſamtzahl der in Betracht kommenden 

Stellen der Gruppen 2, 3 und 4 nicht überſteigen.“ 


3 (Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 6. 4. 1924.) 
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Gruppe 11: Zu ſtreichen: „Regierungs- und Forſtrat 
Direktor des Hygieniſchen Inſtituts 
Direktor des Chemiſchen Unterſuchungsamts 
Regierungs- und Veterinärrat als Referent beim Senat“. 
Gruppe 12: Zu ſtreichen: „Regierungs- und Forſtrat“ 
Regierungs- und Veterinärrat als Referent beim Senat“ 
Direktor des Hygieniſchen Inſtituts““. 
Ferner iſt beim „Direktor des Chemiſchen Unterſuchungsamts“ das Zeichen * zu ſtreichen. 
Hinzuzufügen: „Finanzdirektor“ 38) 
Direktor der Freiſtadthauptkaſſe“ 38) 
Direktor der Steuerkaſſe“ 38) 
Rechnungsdirektor beim Obergericht“ 38) 
Oberregierungs⸗ und Forſtrat 
Regierungs- und Medizinalrat als Direktor des Hygieniſchen Inſtituts 
Regierungs⸗ und Oberveterinärrat als Referent der Geſundheitsverwaltung 
Direktor der Erziehungsanſtalt Tempelburg“ 
Direktor der Erziehungsanſtalt Silberhammer“ 38) 
Oberlehrer“ und FOberlehrerinnen* an den höheren Fachſchulen 38)“. 
In der Anmerkung 38) iſt hinter dem Worte „erfolgt“ einzufügen: „ſoweit nicht . 34) 
zu Gruppe 10 Anwendung findet“. 
Gruppe 13: Hinzuzufügen: „Oberbauräte“ 
Oberregierungs⸗ und Forſtrat““. 


b) Mit Wirkung vom 1. Juli 1923 ab: 


IV. In 5 22 Abſ. 1 Satz 1 iſt die Zahl „70000“ durch „80000“, die Zahl „80 000“ durch 
„90000“ und die Zahl „90000“ durch „100 000“ zu erſetzen. 


V. 5 25 Abf. 3 erhält folgende Faſſung: 
„Der Senat beſtimmt, ob und in welcher Weiſe die Zahlungen abzurunden ſind“. 


VI. In der Anlage 5 Ziffer 1 (a) wird die letzte Zeile „vom 1. Juli 1923 ab auf 87 vom 
Hundert dieſer Bezüge“ erſetzt durch: 


„für die erſte Juli⸗Hälfte 1923 auf 237 v. H. dieſer Bezüge, 
N zweite 5 / 0 574 ! ای‎ " wor 
Et r Mn: 
* " zweite 7 n 4 44 18 530 " n" ابيا‎ " , 
„das erſte und zweite 

September-⸗Viertel " " 38 840 7 7 „ " 4 
n " dritte 7 „ 5 "7 199 0 " 1 7 * , 

vierte \ 
”م‎ " a 699 900 
„ „erſte Oftober- 3 mee ER 
„ „ zweite 9 1 " „ 3 499 0 nn " Mit 
een, DOOR rate 
„ „ vierte 
und 10 v. H. der für den Monat November 


1923 zuſtändigen aus Grundgehalt, Grund- 

vergütung, Kinderbeihilfen und Ausgleichszu⸗ 

ſchlag dazu beſtehenden Bezüge in Danziger 
Gulden.“ 
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VII. Die Anlage 5 Ziffer 1 (b) erhält folgenden Zuſatz: 

„für die erſte Juli⸗Hälfte 1923 auf 166 000 / monatlich, 
17 zweite "7 " "7 n 332 0 „ " , 
5 e Auguſt⸗Hälfte „ „ 3 672 000 „ 3 : 
4م‎ 14 zweite * 4 04 " 7 500 000 "n 04 , 
„das erſte und zweite 

September⸗Viertel „ „ 20 000 000 „ 5 ä 

Pete : „ „ 100 000 000 „ 2 
4 ا‎ vierte " N n 14 
لم‎ Oktober⸗ „ er 00010004087 د‎ : 
I " zweite 4 * 77 1 1 750 000 000 " * و‎ 
= diere Oltobe . . » 7950000000 „ 


und 10 v. H. der für den Monat November 
1923 zuſtändigen Frauenbeihilfe nebſt Aus- 
gleichszuſchlag in Danziger Gulden.“ 

c) Mit Wirkung vom 1. November 1923 ab: 
§ 5 (Ortszuſchlag), 5 6 (Ortsklaſſenverzeichnis), § 7 (Ortszuſchlagsſatz), § 19 (Ortszuſchlag) 
und der Abſ. 3 des 5 23 (Ausgleichszuſchlag) werden nebſt den Anlagen 2, 3 und 5 geſtrichen. 


In 8 8 Abſ. 1 Satz 1 (Dienſtwohnung) werden die Worte „auf den ihm zuſtehenden Orts- 


zuſchlag“ erſetzt durch die Worte: „auf das ihm zuſtehende Grundgehalt“. 


In $ 20 Satz 2 (Dienſtwohnung) wird der Satzteil „bei den in § 19 Abſatz 4 genannten 


Beamten die Beſoldungsgruppe 10“ erſetzt durch: „bei den wiſſenſchaftlichen Aſſiſtenten mit 
planmäßiger Vergütung bei der Techniſchen Hochſchule und den ihnen gleichgeſtellten Hilfs— 
kräften bei der Techniſchen Hochſchule die Beſoldungsgruppe 11“. 


In 8 22 (Kinderbeihilfen) wird Abſatz 4 geſtrichen. 


d) Mit Wirkung vom 1. Januar 1924 ab: 


. 5 1 Abſ. 1 (Grundgehalt) erhält folgenden Zuſatz: „die planmäßigen Beamten des Volks— 


tages ein ſolches nach Maßgabe der Anlage 2.“ 


S 1 Abſ. 3 erhält folgende Faſſung: 


„(3) Die weiblichen Beamten in den in der Beſoldungsordnung mit einem f bezeichneten 
Stellen (weiblichen Lehrperſonen) erhalten, ſolange nicht allgemein für männliche und weibliche 
Lehrperſonen das gleiche Arbeitsmaß feſtgeſetzt iſt, die Grundgehaltsſätze gekürzt und zwar: 

a) um 25 v. H., wenn ſie verheiratet ſind und mit ihrem Ehemann einen gemeinſamen 
Haushalt führen, 
b) um 10 v. H., wenn ſie verheiratet ſind und den Unterhalt der Familie überwiegend 
beſtreiten, ſowie wenn fie unverheiratet find. 
Für verheiratete weibliche Beamte in Stellen, die in der Beſolduugsordnung nicht mit 
einem 5 bezeichnet ſind, beträgt die Kürzung zu a) 15 v. H.; zu b) tritt dann keine 
Kürzung ein.“ 
In 5 3 Abſ. 3 wird der Satz 3 durch folgende Beſtimmung erſetzt: 
„Das Beſoldungsdienſtalter darf bei einem Übertritt in die nächſthöhere Beſoldungsgruppe 
a) aus Anlaß einer Beförderung nicht um mehr als 2 Jahre, beim Übertritt aus 

Gruppe 12 in Gruppe 13 nicht um mehr als 4 Jahre, 

b) im übrigen nicht um mehr als 6 Jahre, beim Übertritt aus Gruppe 12 in Gruppe 50 
nicht um mehr als 8 Jahre 
verkürzt werden. Das Beſoldungsdienſtalter der Beamten, für die die Befolbungsorbnung 
ein zweimaliges Aufrüden in höhere Beſoldungsgruppen vorfieht, darf beim Übertritt in 
die nächſthöhere Gruppe nicht um mehr als 2 Jahre, beim Übertritt in die weitere Gruppe | 


VIII. 


XIV. 


| 
ج 
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nicht um mehr als 6 Jahre verkürzt werden. Bei einer Beförderung von Beamten, die ſich 
in einer Aufrückungsgruppe ihrer bisherigen Stelle befinden, wird das Beſoldungsdienſtalter 
ſo feſtgeſetzt, als wenn die Beförderung aus der Eingangsgruppe dieſer Stelle erfolgt wäre.“ 
XV. Im 8 3 Abſ. 4 wird als Satz 1 hinzugefügt: 
„Inwieweit Dienſtzeit⸗Unterbrechungen, die nicht in der Perſon des Beamten liegen, auf 
das Beſoldungsdienſtalter anzurechnen ſind, beſtimmt der Senat.“ 
XVI. Es werden geändert: 
a) in 8 4 Abſ. 3 das Datum 1. April 1920“ in „1. Januar 1924“, die Zahl „8“ in 
„95% und die Zahl „7“ in „8“; 

b) * 8 4 Abſ. 4 Satz 3 Ans Datum „1. April 1920“ in „1. Januar 1924“ und die Zahl 

in : 

e) in 15 4 Abſ. 7 die Zahl „4“ im Text und am Rande in „3“; 

d) in $ 15 Abſ. 1, § 16 î 1, 5 18 Abſ. 3 Satz 3 und 5, § 21 und 5 81 Abſ. 4 
„Anlage 4“ in „Anlage 3 

XVII. § 4 Abſ. 10 Satz 1 erhält ſolgende Faſſung: 
„Inwieweit Unterbrechungen im öffentlichen Schuldienſt anzurechnen ſind, beſtimmt die 
Schulaufſichtsbehörde.“ 
In 5 4 Abſ. 10 Satz 2 wird das Wort „auch“ geſtrichen. 
XVIII. In 5 4 Abſ. 15 wird „und 14“ geſtrichen. 
XIX. 5 15 Abſ. 2 erhält folgende Faſſung: 
„(2) Die Vorſchriften des 5 1 Abſ. 2 und 3 finden auf weibliche Stellenanwärter ſinn⸗ 
gemäß Anwendung.“ 
XX. Die Abſchnitte II (Kinderbeihilfen — 8 22 ) und III (Ausgleichszuſchlag — 8 23 —) 
erhalten folgende Faſſung: 
„Il. ددا‎ und Frauenbeihilfe. 
§ 22. 
Betrag und Vorausſetzungen der Kinderbeihilfe. 
(1) Die Beamten erhalten Kinderbeihilfen in der Weiſe, daß für jedes Kind bis zum voll. 
endeten 6. Lebensjahre monatlich 22 Gulden, bis zum vollendeten 14. Lebensjahre monatlich 
26 Gulden und bis zum vollendeten 21. Lebensjahre monatlich 30 Gulden gezahlt werden. 
Für Kinder vom 16. bis 21. Lebensjahre wird die Kinderbeihilfe nur gewährt, wenn das Kind 

1. ſich in der Schul- oder Berufsausbildung befindet oder wenn es wegen körperlicher 
oder geiſtiger Gebrechen dauernd erwerbsunfähig iſt und zugleich 

2. eigenes Einkommen nicht hat, oder wenn das eigene Einkommen des Kindes die 
Kinderbeihilfe einſchließlich des Ausgleichszuſchlages nicht überſteigt. Überſteigt das 
eigene Einkommen des Kindes den Betrag der Kinderbeihilfe einſchließlich des Aus- 
gleichszuſchlages, ohne das Doppelte dieſes Betrages zu erreichen, jo wird die Kinder- 
beihilfe ebenfalls gewährt, jedoch gekürzt um den Betrag, um den das eigene Einkommen 
des Kindes den Betrag der Kinderbeihilfe einſchließlich des Ausgleichszuſchlages über- 
ſteigt. Als eigenes Einkommen des Kindes gilt auch das dem Beamten kraft der 

/ elterlichen Nutznießung aus Kindesvermögen zufließende Einkommen. 

(2) Die Kinderbeihilfe wird gewährt: 

a) für eheliche, ehelich erklärte und an Kindes Statt angenommene Kinder; 

b) für Stiefkinder, die in den Hausſtand des Beamten aufgenommen worden ſind; 

e) auf Antrag für uneheliche Kinder, wenn die Vaterſchaft des Beamten feſtgeſtellt iſt und 
wenn er das Kind in feinen Hausſtand aufgenommen hat oder auf andere Weiſe mache 
weislich für ſeinen vollen Unterhalt aufkommt oder wenn der volle Unterhalt von 
der Beamtin als Mutter gewährt wird. Antragsberechtigt iſt außer dem Beamten 
ſelbſt auch der Vormund des Kindes. An wen die Beihilfe auszuzahlen iſt, beſtimmt 
das Vormundſchaftsgericht. 


(3) Für ein und dasſelbe Kind darf die Beihilfe nur einmal gewährt werden. Verheirateten 
weiblichen Beamten wird die Kinderbeihilfe für gemeinſame Kinder nur gewährt, wenn der 
Ehemann bei Berückſichtigung feiner ſonſtigen Verpflichtungen außerſtande iſt, ohne Gefährdung 
des ſtandesmäßigen Unterhalts der Familie dieſe zu unterhalten. Das Recht auf den Bezug 
der Beihilfe ruht, ſoweit für ein Kind aus Mitteln anderer öffentlicher Verbände oder anderer 
Arbeitgeber eine entſprechende Beihilfe gezahlt wird. : 

(4) Die Kinderbeihilfe wird im voraus gezahlt, und zwar vom Beginn des Stalender- 
monats an, in dem die für die Gewährung maßgebenden Vorausſetzungen eintreten. 

(5) Die Kinderbeihilfe wird herabgeſetzt vom Beginn des Kalendermonats an, der 
auf den Kalendermonat folgt, in den das für die Herabſetzung maßgebende Ereignis (Erhöhung 
des eigenen Einkommens des Kindes uſw.) fällt. 

(6) Die Kinderbeihilfe fällt weg: 

a) bei Beendigung des Beamtenverhältniſſes mit Wegfall der ſonſtigen Dienſtbezüge; 

b) mit Ablauf des Kalender vierteljahres, in dem die ſonſtigen Vorausſetzungen für die 
Gewährung wegfallen, insbeſondere das Kind das 16. oder 21. Lebensjahr vollendet, 
ſtirbt oder eine Ehe eingeht; 

e) mit Ablauf des Kalendermonats, in dem das Kind nach Vollendung des 16. Lebens- 
jahres ein eigenes Einkommen bezieht, das das Doppelte des Betrages der Kinder— 
beihilfe einſchließlich des Ausgleichszuſchlages erreicht oder überſteigt. 

8 22 a. 
Betrag und Vorausſetzungen der Frauenbeihilfe. 

(1) Die verheirateten planmäßig (endgültig) und nichtplanmäßig (nicht endgültig) 
angeſtellten männlichen unmittelbaren Staatsbeamten erhalten für die unterhaltsberechtigte 
Ehefrau eine Frauenbeihilfe von monatlich 10 Gulden. Die Frauenbeihilfe wird auch Dere 
witweten und geſchiedenen Beamten gewährt, wenn ein Familienmitglied, für das eine 
Kinderbeihilfe nicht zu zahlen iſt, oder eine andere in den eigenen Hausſtand aufgenommene 
Perſon dieſen führt. 

(2) Die Frauenbeihilfe wird im voraus, und zwar von Beginn des Kalendermonats 
an gezahlt, in dem die für die Gewährung maßgebenden Vorausſetzungen eintreten; ſie fällt weg: 

a) bei Beendigung des Beamtenverhältniſſes mit dem Wegfall der ſonſtigen Dienſtbezüge; 

b) mit dem Ablauf des Kalendervierteljahres, in dem die ſonſtigen Vorausſetzungen für 
die Gewährung wegfallen, insbeſondere die Ehe aufgelöſt wird. 


III. Ausgleichszuſchlag. 
8 23. 
Ausgleichszuſchlag. 

Zur Anpaſſung an weſentliche Veränderungen in der allgemeinen Wirtſchaftslage kann 
ein veränderlicher Ausgleichszuſchlag gewährt werden. Die Art und die Höhe des Satzes 
wird durch den Staatshaushaltsplan oder durch beſonderes Geſetz beſtimmt.“ 

XXI. 5 25 Abſ. 3 erhält folgende Faſſung: 

„(3) Alle einzelnen Zahlungen find auf volle Guldenpfen nigbeträge nach oben abzurunden.“ 
XXII. Es werden erſetzt: 

a) die Anlage 1 (Anlage 1 der Verordnung vom 23. Oktober 1923 — Geſetzbl. S. 1142) 

durch die dieſem Geſetz beigefügte neue Anlage 1, 

b) die Anlage 6 durch die dieſem Geſetz beigefügte Anlage 2, 
e) die Anlage 4 (Anlage 2 der Verordnung vom 23. Oktober 1923 — Geſetzbl. S. 1142) 

durch die dieſem Geſetz beigefügte Anlage 3. 


Artikel 2. 

(1) Für die am 31. Dezember 1923 im Dienſt befindlich geweſenen planmäßig (endgültig) an⸗ 
geſtellten Beamten wird das Beſoldungsdienſtalter bei Einreihung in die Beſoldungsgruppen der vom 
1. Januar 1924 ab gültigen Beſoldungsordnung (Anlage 1 und 2) wie folgt feſtgeſetzt: 

a) Beamte, die ſich am 31. Dezember 1923 entweder noch in ihrer Eingangsgruppe oder in 
einer ſolchen (erſten) Aufrückungsgruppe befanden, die am 1. Januar 1924 ihre Eingangs⸗ 
gruppe wird, erhalten in der neuen Eingangsgruppe das in ihrer bisherigen Eingangsgruppe 
für ſie feſtgeſetzte Beſoldungsdienſtalter; den Beamten der Gruppe 12, die am 1. Januar 
1924 in ihre neue Eingangsgruppe 13 eingereiht werden, wird das bisherige Beſoldungs⸗ 
dienſtalter beim Übertritt in die Gruppe 13 um zwei Jahre verkürzt; 

b) Beamten, für die die bisherige Beſoldungsordnung drei Aufrückungsgruppen vorſah und 
die ſich zugleich am 31. Dezember 1923 in ihrer zweiten Aufrückungsgruppe befanden, 
welche am 1. Januar 1924 ihre erſte Aufrückungsgruppe wird, wird das Beſoldungsdienſtalter 
in dieſer Gruppe um zwei Jahre verbeſſert; 

c) Beamte, für die die bisherige Beſoldungsordnung zwei oder drei Aufrückungsgruppen vor⸗ 
fah und die zugleich vor der Verkündung dieſes Geſetzes nach den bisherigen Vorſchriften in 
ihre letzte (zweite oder dritte) Aufrückungsgruppe übergetreten ſind, welche auch nach der 
neuen Beſoldungsordnung ihre letzte (erſte oder zweite) Aufrückungsgruppe wird, verbleiben 
in dieſer Gruppe und behalten dort das bisherige Beſoldungsdienſtalter; 

d) für Beamte, die nach der neuen Beſoldungsordnung mit Wirkung vom 1. Januar 1924 in 
eine höhere Aufrückungsgruppe übertreten, wird das Beſoldungsdienſtalter zunächſt in 
der niederen Gruppe nach der Vorſchrift unter a bezw. b, alsdann in der höheren Gruppe 
unter Berückſichtigung des 5 3 Abſ. 3 B. D. E. G. in der Faſſung des Artikels 1, XIV 
dieſes Geſetzes feſtgeſetzt; 

e) die ſonſtigen Beamten behalten ihr bisheriges Beſoldungsdienſtalter. 

Als Eingangsgruppe gilt auch eine durch Beförderung erreichte Gruppe. Als Aufrückungsgruppen 
gelten die Gruppen der Beſoldungsordnung, in der die Beamten mit dem Zeichen * verſehen find, oder 
in die ſie nur mit einer beſtimmten Dienſtzeit in der Vorgruppe aufrücken dürfen. 

(2) Die am 31. Dezember 1923 im Dienſt befindlich geweſenen nichtplanmäßig (nicht endgültig) 
angeſtellten Beamten erhalten in ihrer neuen Gruppe (Anlage 3) das in ihrer bisherigen Gruppe für ſie 
feſtgeſetzte Anwärterdienſtalter. 

Artikel 3. 

Es werden aufgehoben: 

a) mit dem 1. November 1923: 

das Geſetz über eine dreizehnte Anderung der Dienſtbezüge der unmittelbaren Staatsbeamten 
(Gewährung eines Sonderzuſchlages) vom 2. Februar 1923 (Geſetzbl. S. 170); 

b) mit dem 1. Januar 1924: 

das Geſetz über eine neunte Anderung der Dienſtbezüge der unmittelbaren Staatsbeamten 
(Gewährung von Alterszulagen) vom 27. Dezember 1922 (Geſetzbl. für 1923 S. 5) in der 
Faſſung des Geſetzes über eine zwanzigſte Anderung der Dienſtbezüge vom 10. Juli 1923 
(Geſetzbl. S. 805) und 

die Verordnung über Feſtſetzung der Dienſtbezüge der unmittelbaren Staatsbeamten in Danziger 

Gulden vom 23. Oktober 1923 (Geſetzbl. S. 1142). 

Artikel 4. 
Der Senat wird ermächtigt, das Beamten⸗Dienſteinkommensgeſetz in der jetzigen Faſſung im 
Geſetzblatt der Freien Stadt Danzig neu zu veröffentlichen. 
Danzig, den 14. März 1924. : 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr. Volkmann. 
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Gültig vom 1. Januar 1924 ab. Anlage 1. 
Beſoldungs ordnung 
für die planmäßig (endgültig) angeſtellten unmittelbaren Staats beamten. 


Vorbemerkungen. 

1. Die in einzelnen Beſoldungsgruppen mit dem Zeichen * verjehenen Beamten rücken in dieſe Gruppen 
auf, nachdem ſie 2 Jahre das Höchſtgrundgehalt der Vorgruppe bezogen oder in der Vorgruppe ein 
Beſoldungsdienſtalter erlangt haben, das dem zweijährigen Bezuge des Höchſtgrundgehalts dieſer 
Vorgruppe entſpricht — ſoweit dieſe Beſoldungsordnung im einzelnen nicht etwas anderes beſtimmt —. 


2. Weibliche Beamte in den mit einem f bezeichneten Stellen erhalten die Grundgehaltsſätze gekürzt, 
und zwar: 
u 25 v. H., wenn fie verheiratet find und mit ihrem Ehemann einen gemeinſamen Haushalt 
: ühren, 
ا‎ b) = 10 v. H., wenn fie verheiratet find und den Unterhalt der Familie überwiegend beſtreiten, 
. ſowie wenn ſie unverheiratet ſind. 
١ Für verheiratete weibliche Beamte in Stellen, die nicht mit einem f bezeichnet find, beträgt die 
Kürzung zu a) 15 v. H.; zu b) tritt dann keine Kürzung ein ($ 1 Abſ. 3). 
و‎ : I. Aufſteigende Gehälter. 
: A. Gehälter mit feſten Grundgehaltsſätzen. 
Gruppe 1. 
112 — 117 — 122 — 127 — 132 — 137 — 142 — 147 — 152 — 156 — 160 Gulden monatlich. 
Gruppe 2. 
124 — 130 — 136 — 142 — 148 — 153 — 158 — 163 — 168 — 173 — 178 Gulden monatlich. 
Gruppe 3. 
138 — 144 — 150 — 156 — 162 — 168 — 174 — 180 — 186 — 192 — 198 Gulden monatlich. 
Amtsgehilfen Zollunterwachtmeiſter 
Hauswarte Juſtizunterwachtmeiſter 
Heizer Bibliotheksgehilfen 
Poſtboten Inſtitutsgehilfen 
Unterwachtmeiſter der Schutzpolizei Muſeumsaufſeher. 
Gruppe 4. 
155 — 162 — 169 — 176 — 183 — 190 — 197 — 203 — 209 — 215 — 221 Gulden monatlich. 
Oberamtsgehilfen Strafanſtaltswachtmeiſterinnen 
Amtsgehilfen“ Zeichner (Pauſer) 
Hausmeiſter Oberaufſeher 
Hauswarte“ Buſchaufſeher 
Maſchiniſten Techniſche Amtsgehilfen bei der Techniſchen Hochſchule 
Drucker Hausmeiſter bei der Techniſchen Hochſchule 
Oberheizer Laboratoriumsgehilfen 
Heizer“ Oberbibliotheksgehilfen 
Poſtſchaffner Bibliotheksgehilfen“ 
Telegraphenleitungsauſſeher Oberinſtitutsgehilfen 
Kreisamtsgehilfen Inſtitutsgehilfen“ 
Polizeigefängniswachtmeiſter Muſeumsoberaufſeher 
Wachtmeiſter der Schutzpolizei Mufeumsauffeher * 
ollwachtmeiſter Aufſeherinnen bei den ſtaatlichen Erziehungs⸗ 
tizwachtmeiſter anſtalten. 
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Gruppe 5. 
179 — 187 — 195 — 203 — 211 — 219 — 227 — 235 — 43 — 250 — 257 Gulden monatlich. 
Verwaltungsgehilfen ) 2) Oberwachtmeiſter der Schutzpolizei 
Kanzleiaſſiſtenten ?) Steuerbetriebsaſſiſtenten 
Botenmeiſter Ermittler 
Hausverwalter Zollbetriebsaſſiſtenten 
Obermaſchiniſten Zolloberwachtmeiſter 
Oberdrucker Juſtizoberwachtmeiſter 
Poſtbetriebsaſſiſtenten Strafanſtaltsoberwachtmeiſter 
Telegraphenbetriebsaſſiſtenten Strafanſtaltsoberwachtmeiſterinnen 
Oberpoſtſchaffner Techniſche Verwaltungsgehilfen ?) 
Telegraphenoberleitungsaufſeher Baggermeiſter 
Polizeibetriebsaſſiſtenten Dünenaufſeher 
Vollſtreckungsbeamte Kranmeiſter 


Polizeigefängnisoberwachtmeiſter Laboranten 
Schiffahrtspolizeioberwachtmeiſter Aufſeher bei den ſtaatlichen Erziehungsanſtalten. 


1) Zugleich Beförderungsſtellen für die Beamten der Gruppen 3 und 4, ſoweit fie ſich für den Verwaltungsdienſt eignen. 

2) Zugleich Beförderungsſtellen für die Beamten der Techniſchen Hochſchule. 

3) Die am 31. März 1920 im Amt befindlich geweſenen Inhaber der Stellen erhalten für ihre Perſon die Bezüge 
der Gruppe 6, die am 31. März 1920 vorhanden geweſenen Anwärter auf Stellen für Kanzleiaſſiſtenten und die am 31. März 
1920 vorhanden geweſenen Juſtizkanzleigehilfen gelten bei Bemeſſung der Dienſtbezüge als Stellenanwärter der Gruppe 6. 


Gruppe 6. 
210 — 220 — 230 — 239 — 248 — 257 — 266 — 275 — 284 — 293 — 302 Gulden monatlich. 
Verwaltungsaſſiſtenten Zollaſſiſtenten 
Kanzleiſekretäre Zollhauptwachtmeiſter 
Oberbotenmeiſter Regiſtraturaſſiſtenten bei der Juſtizverwaltung 
Maſchinenmeiſter Gerichtskoſtenerheber beim Amtsgericht Danzig 
⸗Poſtaſſiſtenten Juſtizhauptwachtmeiſter 
Telegraphenaſſiſtenten Strafanſtaltshauptwachtmeiſter 
Telegraphenwerkführer f Landwirtſchaftliche Verwalter 
Kriminalaſſiſtenten Fiſchmeiſter 
Polizeiaſſiſtenten : Bauaſſiſtenten 
Polizeigefängnisaſſiſtenten Techniſche Aſſiſtenten 
Schiffahrtspolizeiaſſiſtenten Vermeſſungsaſſiſtenten 
Zugwachtmeiſter der Schutzpolizei Bauwarte 
Werkführer der Schutzpolizei Straßenmeiſter 
Landjäger Mechanikermeiſter bei der Techniſchen Hochſchule 
Steueraſſiſtenten Werkmeiſter bei den ſtaatlichen Erziehungs- 
Vollſtreckungsaſſiſtenten anſtalten 
Ermittelungsaſſiſtenten Oberpräparatoren. 

Gruppe 7. 
249 — 261 — 273 — 284 — 295 — 306 — 317 — 328 — 339 — 350 — 361 Gulden monatlich. 
Regierungsſekretäre Erſte Maſchinenmeiſter 
Verwaltungsſekretäre Poſtverwalter 
Dolmetſcherſekretäre Poſtſekretäre 


Kanzleiſekretäre als Kanzleivorſteher Telegraphenſekretäre 
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Zollkontrollſekretäre 

Eichmeiſter 

Gewerbepfleger 

Juſtizſektretäre 

Regiſtraturſekretäre bei der Juſtizverwaltung 
Gerichtsvollzieher 

Strafanſtaltsſekretäre 

Förſter 

Regierungsbauſekretäre 

Techniſche Regierungsſekretäre 
Vermeſſungsſekretäre 
Kataſterſekretäre 
Oberſtraßenmeiſter 
Konſiſtorialſekretäre 
Reſtauratoren 
Rendanten 
Wirtſchaftsinſpektoren 


bei den ſtaatlichen 
Erziehungsanſtalten 


Telegraphenbauführer 
Telegraphenwerkmeiſter 
Kreisamtsſekretäre 
Polizeiſekretäre 
Kriminalſekretäre 
Polizeibetriebsſekretäre 
Polizeigefängnisſekretäre 
Schiffahrtspolizeiſekretäre 
Leutnants der Schutzpolizei 
4 Dienſtjahre als fache 
Unterzahlmeiſter der Schutzpolizei 
Hauptwachtmeiſter der Schutzpolizei 
Werkmeiſter der Schutzpolizei 
Oberlandjäger 
Steuerſekretäre 
Vollſtreckungsſekretäre 
Ermittlungsſekretäre 
Zollſekretäre 


während der erſten 


Gruppe 8. 
294 — 309 — 324 — 339 — 354 — 369 — 384 — 399 — 414 — 429 Gulden monatlich. 


Polizeibetriebsoberſekretäre 

Leutnants der Schutzpolizei mit mehr als 4 Dienſt⸗ 
jahren als ſolche 

Zahlmeiſter der Schutzpolizei 

Unterzahlmeiſter der Schutzpolizei“ 

Oberwerkmeiſter der Schutzpolizei 

Landjägermeiſter 

Oberſteuerſekretäre 

Steuerſekretäre“ 

Vollſtreckungsoberſekretäre 

Oberzollſekretäre 

Zollſekretäre“ 

Zollkontrollſekretäre“ 

Obereichmeiſter 

Eichmeiſter “ 

Gewerbepfleger * 

Juſtizoberſekretäre 

Juſtizſekretäre “ 

Gerichtsvollzieher“ 

Strafanſtaltsoberſekretäre“) 

Strafanſtaltsſekretäre“ 

Revierförſter 

Förſter“ 

Regierungsoberbauſekretäre 

Regierungsbauſekretäre“ 

Techniſche Regierungsoberſekretäre“ 

Techniſche Regierungsſekretäre 

Vermeſſungsoberſekretäre 


Regierungsoberſekretäre 
Regierungsſekretäre“ 
Verwaltungsoberſekretäre 
Verwaltungsſekretäre “ 
Dolmetſcheroberſekretäre 
Dolmetſcherſekretäre“ 
Kanzleioberſekretäre als Kanzleivorſteher 
Chemiker ohne abgeſchloſſene Hochſchulbildung 
Maſchinenbetriebsleiter 
Poſtmeiſter 
Pojtverwalter * 
Oberpoſtſekretäre 
Poſtſekretäre “ 
Oberpoſtbauſekretäre 
Obertelegraphenſekretäre 
Telegraphenſekretäre“ 
Telegraphenoberbauführer 
Telegraphenbauführer * 
Telegraphenoberwerkmeiſter 

elegraphenwerkmeiſter 5 

eisamtsoberſekretäre 
Kreisamtsſekretäre“ 

olizeioberſekretäre 

olizeiſekretäre * 

orſteher des Einwohnermeldeamts Danzig 
Schiffahrtspolizeioberſekretäre 

ffahrtspolizeiſekretäre * 
minaloberſekretäre 
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Vermeſſungsſekretäre * Wirtſchaftsinſpektor bei der ſtaatlichen Frauenklinik 
Kataſteroberſekretäre Rendanten“ bei den ſtaatlichen 
. Wirtſchaftsinſpektoren! J Erziehungsanſtalten 
e 1 ; 3 
. 5 + Hauswirtſchaftslehrerinnen ] bei den höheren 
Maſchmentechmiker + Handarbeitslehrerinnen Lehranſtalten °) 


Konſiſtorialoberſekretär 1 
ee ee ; Volksſchullehrer und f Volksſchullehrerinnen einfchl. 


Oberſekretäre bei der Techniſchen Hochſchule der techniſchen Lehrer und Lehrerinnen an Volks— 
Bibliotheksſekretärinnen Volksſchulen 5) 


4) Die gegenwärtigen Inhaber der Stellen führen die Amtsbezeichnung „Strafanſtaltsinſpektor“. 

5) Von der Geſamtzahl der planmäßigen Stellen für dieſe Volksſchullehrperſonen find bis zur anderweiten Regelung 
durch den Staats haushaltsplan drei Sechſtel Stellen der Gruppe 8, zwei Sechſtel planmäßige Aufrückungsſtellen der Gruppe 9 
und ein Sechſtel planmäßige Aufrückungsſtellen der Gruppe 10. Die planmäßigen Aufrückungsſtellen werden nach dem Dienſt⸗ 
alter verliehen. Den erſten Lehrern an Volksſchulen, für die ein Leiter nicht beſtellt iſt und den alleinſtehenden Lehrern kann 
eine planmäßige Aufrückungsſtelle der Gruppe 9 auch außer der Reihe verliehen werden, aber nicht vor Vollendung einer zehn⸗ 
jährigen ununterbrochenen Dienſtzeit in der Stellung eines erſten oder alleinſtehenden Lehrers; für das Aufrücken nach Gruppe 10 
und bei Verſetzung auf eine andere Stelle, die nicht zu den Beförderungsſtellen der Gruppe 9, 10 oder 11 gehört, treten dieſe 
Lehrer wieder in die Reihe zurück. Die Volksſchullehrperſonen erhalten beim Aufrücken nach der Gruppe 10 die Amtsbezeichnung 
„Volksſchuloberlehrer, T Volksſchuloberlehrerinnen, techniſche Volksſchuloberlehrer und f techniſche Volksſchuloberlehrerinnen“ 

8) Anmerkung 5) gilt hier ſinngemäß. 


4 
Gruppe 9. 
347 — 366 — 384 — 402 — 420 — 438 — 456 — 474 — 492 — 510 Gulden monatlich. 
Regierungsinſpektoren Landjägerinſpektor (künftig wegfallend) 


Landjägermeiſter“ 

Steuerinſpektoren 

Oberſteuerſekretäre“ 

Zollinſpektoren 

Oberzollſekretäre“ 

Oberzollkontrolleure 

Eichungsinſpektoren 

Obereichmeiſter “ 

Juſtizinſpektoren 

Juſtizoberſekretäre“ 

Strafanſtaltsinſpektoren 

Strafanftaltsoberfefretäre * 

Kaſſierer bei der Gerichtskaſſe in Danzig 

Rendanten bei Amtsgerichten mit 3 oder mehr Richtern 

und bei der Strafanſtalt in Danzig 

Amtsgerichtskalkulator beim Amtsgericht in Danzig 

Garteninſpektor 1 

| } während der erſten 4 Dienſtjahre 

Regierungsbauinſpektoren 
Regierungsoberbauſekretäre“ 
Techniſche Regierungsoberſekretäre“ 
Landmeſſer 
Vermeſſungsinſpektoren 
Vermeſſungsoberſekretäre “ 


— . — 


Regierungsoberjefretäre * 
Verwaltungsinſpektoren 
Verwaltungsoberſekretäre“ 
Dolmetſcherinſpektoren 
Dolmetſcheroberſekretäre“ 


Chemiker“ ohne abgeſchloſſene Hochſchulbildung 


Poſtinſpektoren 

Poſtmeiſter “ 
Oberpoſtſekretäre“ 
Poſtbauinſpektoren 
Oberpoſtbauſekretäre “ 
Telegrapheninſpektoren 
Obertelegraphenſekretäre“ 
Zelegraphenoberbauführer * 
Telegraphenoberwerkmeiſter“ 
Kreisamtsoberſekretäre“ 
Polizeiinſpektoren 
Polizeioberſekretäre“ 
Schiffahrtspolizeioberſekretäre “ 
Kriminalkommiſſare 
Polizeikommiſſare 
Oberleutnants der Schutzpolizei 
Oberzahlmeiſter der Schutzpolizei 
Zahlmeiſter der Schutzpolizei“ 
Werkleiter der Schutzpolizei 


Lehrer und F Lehrerinnen an Şad’ und Berufs- 
ſchulen 

Lehrer und Lehrerinnen an öffentlichen Mittel- 
ſchulen ?) 

Hauptlehrer und f Hauptlehrerinnen als Leiter und 
Leiterinnen von Volksſchulen mit 3 oder mehr 
Lehrperſonen und weniger als 6 aufſteigenden 
Klaſſen während der erſten 14 Beſoldungsdienſtjahre 

Volksſchullehrer und + Volksſchullehrerinnen, die an 
mit einer Volksſchule verbundenen gehobenen 
Klaſſen (Klaſſen mit erweitertem Lehrziel) an⸗ 
geſtellt und vollbeſchäftigt find ? 

Volksſchullehrer und f Volksſchullehrerinnen, die an 
beſonderen Veranſtaltungen der Volksſchulen für 
körperlich oder geiſtig nicht normal veranlagte 
Kinder vollbeſchäftigt find “ 

Volksſchullehrerk und J Volksſchullehrerinnen“ ein⸗ 

ſchließlich der techniſchen Lehrern und T Lehrerinnen“ 
an Volksſchulen 9( 


Kataſterinſpektoren 

Kataſteroberſekretäre“ 

Konſiſtorialinſpektoren 

Konſiſtorialoberſekretäre“ 

Oberſekretäre bei der Techniſchen Hochſchule“ 

Bibliotheksſekretärinnen“ 

Wirtſchaftsinſpektor bei der ſtaatlichen Frauenklinik“ 

Lehrer, f Lehrerinnen, ordentliche Lehrer, 
Fordentliche Lehrerinnen, Zeichenlehrer, 7 Zeichen- 
lehrerinnen, Geſanglehrer und T Geſanglehrerinnen, 
Jugendleiterinnen, Turnlehrer, 7 Turnlehrerinnen 
an den höheren Lehranftalten ?) 

+ Hauswirtſchaftslehrerinnen *, + Handarbeits- 
lehrerinnen * bei den höheren Lehranſtalten 1°) 

Präparandenlehrer?) 

Lehrer und F Lehrerinnen bei den ſtaatlichen Er⸗ 
ziehungsanſtalten 7) 

Lehrer der Zollſchule °) 

Seefahrtsvorſchullehrer “ 

Taubſtummenlehrer und + Taubſtummenlehrerinnen“) 


) Von der Geſamtzahl der planmäßigen Stellen für die unter dieſe Anmerkung fallenden Lehrperſonen ſind bis zur 


anderweiten Regelung durch den Staatshaushaltsplan drei Sechſtel Stellen der Gruppe 9, zwei Sechſtel planmäßige Aufrückungs“ 
ſtellen der Gruppe 10 und ein Sechſtel planmäßige Aufrückungsſtellen der Gruppe 11. Die planmäßigen Aufrückungsſtellen 
werden nach dem Dienſtalter verliehen. Das Aufrücken von Gruppe 9 nach 10 erfolgt jeweils mit dem gleichen Beſoldungs⸗ 
dienſtalter wie das der Volksſchullehrer von Gruppe 8 nach 9, wenn dieſe Regelung günſtiger iſt. Dieſe Lehrperſonen erhalten 
bei dem Aufrücken nach der Gruppe 10 ſtatt der Amtsbezeichnung „Lehrer“ uſw. die Amtsbezeichnung „Oberlehrer“, „Hilfsſchul⸗ 


oberlehrer“ uſw. 
8) Die Anmerkung )) gilt hier ſinngemäß. 
) Vergleiche die Anmerkung 5) zu Gruppe 8. 
10) Vergleiche die Anmerkung ®) zu Gruppe 8. 


Gruppe 10. 
408 — 430 — 452 — 474 — 496 — 518 — 540 — 562 — 583 — 604 Gulden monatlich. 


Stabszahlmeiſter der Schutzpolizei 
Rechnungsreviſoren 

Oberſteuerinſpektoren 

Oberzollinſpektoren 

Oberſteuerkontrolleure 

Eichungsoberinſpektor 

Amtsanwälte 

Juſtizoberinſpektoren 

Oberbuchhalter bei der Juſtizhauptkaſſe 
Juſtizoberrentmeiſter bei der Gerichtskaſſe in Danzig 
Gerichtskaſſenkurator beim Amtsgericht in Danzig 
Zwangsverwaltungsinſpektor 

Bezirksreviſor beim Landgericht 
Strafanſtaltsvorſteher 

Regierungslandwirt 

Domänenadminiſtrator 

Gartenoberinſpektor 


Regierungsoberinſpektoren 
Verwaltungsoberinſpektoren 
Dolmetſcheroberinſpektoren 
Chemiker ohne abgeſchloſſene Hochſchulbildung in ge— 
hobener Stellung 
Volkswirte 11) 1 
Oberpoſtinſpektoren | 7 
Oberpoſtbauinſpektoren 
Obertelegrapheninſpektoren 
Rechnungsdirektor bei der Poſt- und Telegraphen⸗ 
verwaltung 
eisſekretäre 
olizeioberinſpektoren 
minaloberkommiſſare 
olizeioberkommiſſare 
eute der Schutzpolizei während der erſten 
Dienſtjahre als ſolche i 


Lehrer und F Lehrerinnen bei den ſtaatlichen Erzie⸗ 
hungsanſtalten 12( ' 
Lehrer der Zollſchule *12( 
Leiter von Berufsſchulen (Pflichtfortbildungsſchulen) 
mit weniger als 4 hauptamtlichen Lehrperſonen 
Diplom⸗Handelslehrer 


Gewerbeoberlehrer und F Gewerbeoberlehrerinnen, 
Handelsoberlehrer und 7 Handelsoberlehrerinnen 
an Fach⸗ und Berufs- (Pflichtfortbildungs⸗ 
ſchulen 

Fachlehrer und + Fachlehrerinnen an Fachſchulen 

Lehrer“ und Lehrerinnen“ an Fach- und Berufsſchulen 

Lehrer“ und + Lehrerinnen“ an öffentlichen Mittel- 
ſchulen 13) 1 

Hauptlehrer * und + Hauptlehrerinnen * als Leiter und 
Leiterinnen von Volksſchulen mit 3 oder mehr 
Lehrperſonen und E als 6 aufſteigenden 
Klaſſen mit mehr als 14 Beſoldungsdienſtjahren 
in der Gruppe 9 

Volksſchullehrer“ und J Volksſchullehrerinnen“, die 
an mit einer Volksſchule verbundenen gehobenen 
Klaſſen (Klaſſen mit erweitertem Lehrziel) angeſtellt 
und vollbeſchäftigt find 2 

Volksſchullehrer“ und F Volksſchullehrerinnen“, die 
an beſonderen Veranſtaltungen der Volksſchulen 
für körperlich oder geiſtig nicht normal veranlagte 
Kinder vollbeſchäftigt find 12) 

Volksſchullehrer“ und F لد يد‎ und f Leh ein⸗ 
ſchließlich der techniſchen Lehrer“ und F Lehrerin- 
nen“ an Volksſchulen 14) : 


ee in gehobener Stellung 


Architekten | 

Ingenieure 

Regierungsoberbauinſpektoren 

Regierungslandmeſſer 

Kataſterkontrolleure 

Zentralbürovorſteher (zugleich Rendant) bei der Teds 
niſchen Hochſchule 

Lehrer „f Lehrerinnen“, ordentliche Lehrer“, F ordent- 
liche Lehrerinnen“, Zeichenlehrer“, F Zeichenlehrer⸗ 
innen *, Gefanglehrer*, 7 Geſanglehrerinnen “, 
1+ Iugendleiterinnen*, Turnlehrer“, f Turn⸗ 
lehrerinnen“ an den höheren Lehranſtalten 12) 

+ Hauswirtſchaftslehrerinnen , f Handarbeitsleh- 
rerinnen * bei den höheren Lehranſtalten 15) 

Akademiſch gebildete Zeichenlehrer und F Zeichen⸗ 
lehrerinnen an höheren und mittleren Schulen 
mit der Amtsbezeichnung „Oberlehrer“ und „Ober- 
lehrerinnen“ 

Konrektor an einer mit dem Oberlyzeum verbundenen 
Übungsſchule !“) ; 

Oberlehrer (bisher ordentliche Lehrer) an den Lehrer- 
ſeminaren 

Präparandenlehrer 1 

Seefahrtsoberlehrer. 


mit mehr als 4 Dienſtjahren 


Seefahrtsvorſchullehrer ) | 
) 


Tanbjtumenlehrer* u. T Taubſtummenlehrerinnen *? 


1) Volkswirte mit abgeſchloſſener Hochſchulbildung und zweiter Staatsprüfung haben ihre Eingangsſtelle in der 


Gruppe 11. 
12) Vergleiche die Anmerkung 7) zu Gruppe 9. 
16) Vergleiche die Anmerkung 8) zu Gruppe 9. 
14) Vergleiche die Anmerkung 5) zu Gruppe 8. 
15) Vergleiche die Anmerkung 6) zu Gruppe 8 


16) Für den gegenwärtigen Inhaber der Stelle wird für jeine Perſon ein wohlerworbenes Recht auf die jeweiligen 
Bezüge der Rektoren öffentlicher Mittelſchulen mit mindeſtens 4 hauptamtlichen Lehrperſonen anerkannt. 


Gruppe 11. 
482 — 509 — 336 563 — 590 — 616 — 642 — 668 — 694 — 720 Gulden monatlich. 


Direktor der Oberpoſtkaſſe 

Telegraphendirektoren 

Kreis⸗Amtsräte 

Polizei⸗Amtsräte 

Leiter der ſtaatlichen Kriminalpolizei 

Polizeioberkommiſſar als Leiter der Verwaltungs- 
polizei 

Hauptleute der Schutzpolizei mit mehr als 2 Dienſt⸗ 
jahren als ſolche 


Regierungsräte 

Regierungs⸗Amtsräte 

Regierungs- und Volkswirtſchaftsräte 
Volkswirte“ 

Regierungs⸗Chemiker 

Staatsarchivare 

Poſträte 

Poſtdirektoren 

Poſt⸗Amtsräte 
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Stabsarzt der Schutzpolizei Lehrer“, Lehrerinnen“, ordentliche Lehrer‏ 
Oberſtabszahlmeiſter der Schutzpolizei + ordentliche Lehrerinnen“, tener? keen , Bei‏ 
Finanzdireftor 3 chenlehrerinnen; Geſangl ehrer“, 1 Gejanglehrer-‏ 
d innen „„ Jugendleiterinnen“, Turnlehrer“, FTurn-‏ 
Direktor beim Rechnungsprüfungsamt lehrerinnen an den höheren Lehranſtalten 17)‏ 
Finanz⸗Amtsräte : Akademiſch gebildete Zeichenlehrer“ und + Zeichen-‏ 
Direktor der Freiſtadthauptkaſſe lehrerinnen“ an den höheren und mittleren Schulen‏ 
Steuer⸗Amtsräte mit der Amtsbezeichnung „Oberlehrer“ und „Ober⸗‏ 
Direktor der Steuerkaſſe lehrerinnen“‏ 
Zollräte Konrektor an einer mit dem Oberlyzeum verbundenen‏ 
Zoll⸗Amtsräte Ülbungsſchule 3‏ 
Gewerberäte Seminarräte :‏ 
Amtsgerichtsräte Oberlehrer (bisher ordentliche Lehrer) an den Lehrer⸗‏ 
Landgerichtsräte jeminaren *‏ 


Präparandenlehrer * 17) 

Seefahrtsoberlehrer“ 

Seefahrtsvorſchullehrer“ 17) 

Direktor der Taubſtummenſchule 

Taubftummenlehrer * und 7 Taubjtummenlehrer- 
innen 17) 

Direktoren der ſtaatlichen Erziehungsanſtalten 20) 

Lehrer“ und F Lehrerinnen bei den ſtaatlichen Ete 
ziehungsanſtalten “) 

Lehrer“ der Zollſchule 17( 

Direktoren von Berufsſchulen (Pflichtfortbildungs⸗ 
ſchulen) mit mindeſtens 4 hauptamtlichen Lehr- 
perſonen 1°) 

Stellvertreter und F Stellvertreterinnen der Direktoren 
der beruflich ausgebauten oder beſonders großen 
Berufsſchulſyſteme und die Abteilungsvorſteher 

Diplom⸗Handelsoberlehrer 2) 

Oberlehrer und 7 Oberlehrerinnen an Fach- und 
höheren Fachſchulen : 

Diplom⸗Handelslehrer“ 

Gewerbeoberlehrer* und 7 Gewerbeoberlehrerinnen “, 
Handelsoberlehrer“ und F Handelsoberlehrerinnen“ 
an Fach- und Berufs- (Pflichtfortbildungs⸗) ſchulen 

Rektoren öffentlicher Mittelſchulen mit mindeſtens 
4 hauptamtlichen Lehrperſonen 

Lehrer * und f Lehrerinnen“ an öffentlichen Mittel- 
ſchulen 1°) 

Rektoren an Volksſchulen mit 6 oder mehr auf 
ſteigenden Klaſſen 

Rektoren der Volksſchulen für körperlich oder geiſtig 
nicht normal veranlagte Kinder mit 6 oder mehr 
aufſteigenden Klaſſen 


Rektoren der Volksſchulen für körperlich oder geiſtig 
nicht normal veranlagte Kinder mit weniger als 
6 auffteigenden Klaſſen a 


Staatsanwaltſchaftsräte 

Amtsanwälte“ 

Amtsanwaltſchaftsräte 

Juſtiz⸗Amtsräte 

Juſtizlandrentmeiſter 

Rechnungsdirektor beim Obergericht 

Strafanſtaltsdirektor 

Oberförſter 

Regierungslandwirt“ 

Regierungs- und Bauräte 

Bauräte 

Stadtbaumeiſter 

Bau⸗Amtsräte 

Oberingenieure 

Stadtarchitekten 

Stadtingenieure 

Regierungsoberlandmeſſer 

Regierungslandmeſſer“ 

Kataſterräte 

Kataſterkontrolleure“ 

Konſiſtorialräte 

Arztliche Hilfsarbeiter bei der Geſundheitsverwaltung 

Oberarzt bei der Staatlichen Frauenklinik 

Nahrungsmittelchemiker 

Kreisſchulräte 

Turnrat 

Kuſtoden an den ſtaatlichen Muſeen 

Studienräte, männliche und weibliche, bei den 
höheren Lehranſtalten für die männliche und 
weibliche Jugend 

Oberzeichenlehrer und + Oberzeichenlehrerinnen, Ober- 
mufiklehrer und + Obermuſiklehrerinnen an den 
höheren Lehranſtalten 
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Vorfsfchullehrer * und f Volksſchullehrerinnen “, die | Volksſchullehrer und + Volksſchullehrerinnen “ die 


an mit einer Volksſchule verbundenen gehobenen an beſonderen Veranſtaltungen der Volksſchulen 
Klaſſen (Klaſſen mit erweitertem Lehrziel) QI für körperlich oder geiſtig nicht normal veranlagte 
geſtellt oder vollbeſchäftigt find 17) Kinder vollbeſchäftigt find !“) 


17) Vergleiche die Anmerkung °) zu Gruppe 9. 

18) Vergleiche die Anmerkung ) zu Gruppe 9. 

19) Die Schulaufſichtsbehörde kann die hauptamtlichen endgültig angeſtellten Schulleiter von Berufsſchulen mit weniger 
als 4 hauptamtlichen Lehrperſonen in die Gruppe 11 aufrücken laſſen, wenn an der Berufsſchule außer dem Leiter mindeſtens 
eine zweite hauptamtliche endgültig angeſtellte Lehrperſon oder 8 nebenamtliche Lehrperſonen vorhanden ſind, und die Schule 
wenigſtens zwei Abteilungen für verſchiedene Berufsgruppen umfaßt. 

20) Der gegenwärtige Direktor der Erziehungsanſtalt Tempelburg erhält für ſeine Perſon die Bezüge der Gruppe 12. 

21) Stellen für Lehrperſonen an höheren Fachſchulen, die außer der Diplomprüfung an einer Handels-Hochſchule noch 
eine akademiſche Prüfung abgelegt haben. 


Gruppe 12. 
570 — 610 — 645 — 680 — 715 — 750 — 785 — 820 — 855 Gulden monatlich. 
Regierungsräte als Referenten beim Senat oder in [Regierungs- und Bauräte“ 


gehobener Stellung Bauräte * 
Regierungsräte * Negierungs- und Vermeſſungsrat 
Regierungs⸗ und Volkswirtſchaftsräte Betriebsdirektoren 
Staatsarchivare Konſiſtorialräte“ 
Poſträte Regierungs⸗ und Medizinalrat als Direktor des 
Poſtdirektoren Hygieniſchen Inſtituts 


Direktor des Chemiſchen Unterſuchungsamtes 
Arztliche Hilfsarbeiter der Geſundheitsverwaltung“ 
Vollbeſoldete Regierungs- und Medizinalräte 
Nichtvollbeſoldete Regierungs- und Medizinalräte *) 
Regierungs⸗ und Oberveterinärrat als Referent der 
Geſundheitsverwaltung 
Vollbeſoldete Regierungs- und Veterinärräte 
Nichtvollbeſoldete Regierungs- und Veterinärräte 22) 
Direktor der Staatlichen Frauenklinik 
Oberarzt bei der Staatlichen Frauenklinik 
Nahrungsmittelchemiker“ 


Telegraphendireftoren * 

Landräte 

Direktor des Statiſtiſchen Amts 
Majore der Schutzpolizei 

Direktor der Polizeiſchule 
Oberſtabsarzt der Schutzpolizei 
Leiter der ſtaatlichen Kriminalpolizei 
Regierungs⸗Finanzräte 
Finanzdirektor 

Direktor beim Rechnungsprüfungsamt 
Direktor der Freiſtadthauptkaſſe 


Steuerdirektor Direktor des Obſervatoriums 

Direktor der Steuerkaſſe Regierungs- und Schulräte 

Zolldirektoren Kreisſchulräte“ 

Oberzollkommiſſar Muſeumsdirektor 

Regierungs- und Gewerberat Kuſtoden bei den ſtaatlichen Mufeen * 

Gewerberäte“ Bibliotheksdirektor an der Techniſchen Hochſchule 
Erſte Staatsanwälte Studiendirektoren an den höheren Lehranſtalten für 
Amtsgerichtsräte“ die männliche und weibliche Jugend, die nicht 
Landgerichtsräte“ Vollanſtalten ſind 


Staatsanwaltſchaftsräte“ 

Rechnungsdirektor beim Obergericht 

Strafanſtaltsdirektor“ 

Oberförfter * 

Regierungd- und Bauräte als Referenten beim Senat 
oder in gehobener Stellung 


Studienräte, männliche“ und Fweiblide* an den 
höheren Lehranſtalten für die männliche und 
weibliche Jugend 

Seminarräte * 

Direktoren der ſtaatlichen Erziehungsanſtalten“ 

Direktor der Taubſtummenſchule 
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Direktoren der höheren Fachſchulen 20) roßen bel ale, die vom Senat als 
Diplom-Handelsoberlehrer * fol e ausdrücklich anerkannt worden find 24) 


Oberlehrer“ und 7 Oberlehrerinnen an höheren Werd اس مم‎ Lehrpersonen mit mindeſtens 


Fachſchulen RE 5 

1 Rektoren“ der Volksſchulen für körperlich oder geiftig 

Direktoren der Fachſchulen nicht normal veranlagte Kinder mit 6 oder mehr 
Direktoren der beruflich ausgebauten oder beſonders aufſteigenden Klaſſen 


2) Die nichtvollbeſoldeten Regierungs- und Medizinalräte und die nichtvollbeſoldeten Regierungs- und Veterinärräte 
erhalten 75 v. H. der Grundgehaltsſätze der vollbeſoldeten Regierungs- und Medizinalräte und der vollbeſoldeten Regierungs 
und Veterinärräte. 

3) Der Direktor Dr. Sittel erhält für ſeine Perſon die Bezüge der Gruppe 13. 

24) Der Direktor Jaſſe erhält für feine Perfor die Bezüge der Gruppe 13. 


Gruppe 13. 

680 — 740 — 800 — 860 — 920 — 970 — 1020 Gulden monatlich. 
Oberregierungsräte Regierungs⸗ und Oberveterinärrat als Referent der 
Archivdirektor Geſundheits verwaltung“ 

Oberpoſträte Oberregierungs⸗ und Schulräte 

Oberpoſtdirektoren Oberſtudiendirektoren bei den höheren Lehranſtalten 
Obergerichtsräte für die männliche und weibliche Jugend, die 
Landgerichtsdirektoren 1 vom Senat ausdrücklich als Vollanſtalten an⸗ 
Amtsgerichtsdirektor als aufſichtsführender Richter erkannt ſind und bei Anſtalten mit großen 

beim Amtsgericht Danzig Alumnaten : 

Oberſtaatsanwalt Studiendirektoren an den höheren Lehranſtalten für 
Oberbauräte die männliche und weibliche Jugend, die nicht 


Vollanſtalten find * 


Oberregierungs⸗ und Forſtrat 8 re 3 dur 
Regierungs⸗ und Medizinalrat als Direktor des e للم‎ für de änlich 22 


Hygieniſchen Inſtituts“ weibliche Jugend 
Direktor des Chemiſchen Unterſuchungsamts“ Direktoren der höheren Fachſchulen“ 


B. Gehälter mit Mindeſtgrundgehaltsſätzen. 
1. 805 6 monatlich im Durchſchnitt. 
Mindeſtgrundgehaltsſätze monatlich: 


Anfangs Nach [Nach | Nah | Nach | Nah | Nach | Nah | Nach | Nach | Rab 
angs⸗ 4 6 8 10 12 14 16 18 20 


gehalt Jahren | Jahren] Jahren] Jahren] Jahren | Jahren] Jahren] Jahren | Jahren | Jahren 
2 6 6 6 6 G G 6 6 6 6 6 
000 | 630 680 705 730 755 780 805 830 855 
in beſonderen Einzelfällen bis zu 1000 G. 
Außerordentliche Profeſſoren ſowie Abteilungsvorſteher bei der Techniſchen Hochſchule ). 


055 


ف 


| 2. 970 © monatlich im Durchſchnitt. 
Mindeſtgrundgehaltsſätze monatlich: 


Anſangs⸗ Nach 215 99 85 115 ser 0 
0000 Jahren | Jahren | Jahren | Sahren Jahren | Jahren [Jahren Jahren 

9 6 9 G G GG 4 6 0 4 
750 780 810 840 | 870 | 895 | 920 | 945 | 970 | 995 | 1020 


in beſonderen Einzelfällen bis zu 1300 G. 
Ordentliche Profeſſoren bei der Techniſchen Hochſchule >). 
25) Von dem weiteren Aufrücken im Grundgehalt find diejenigen Profeſſoren ausgenommen, die mit ihrem Einverſtändnis 


oder kraft Geſetzes vom Halten von Vorleſungen entbunden find oder bei denen nach Entſcheidung des Senats die Voraus- 
ſetzungen vorliegen, unter denen nichtrichterliche Beamte in den Ruheſtand verſetzt werden können. 


١: II. Einzelgehälter. 


Gruppe I. 
1125 Gulden monatlich. 
Oberſt der Schutzpolizei 
Oberbauräte als Leiter der Hoch- und Tiefbauverwaltung. 
Gruppe II. 
1300 Gulden monatlich. 
Staatsräte 
Generalſtaatsanwalt beim Obergericht 
Senatspräfidenten beim Obergericht. 
Gruppe III. 
1500 Gulden monatlich. 


Gruppe IV. 
1600 Gulden monatlich. 
Mitglieder des Senats im Hauptamt ?*) 25). 
Gruppe V. 
3000 Gulden monatlich. 


Gerichtspräſident. 


Präſident des Senats 20). 


3) Auf den Präfidenten des Senats und auf die Mitglieder des Senats im Hauptamt findet dieſes Geſetz inſoweit 
ſinngemäß Anwendung, als nicht die Verfaſſung etwas Abweichendes beſtimmt. 
77) Der gegenwärtige Finanzſenator erhält für ſeine Perſon ein ruhegehaltsfähiges Grundgehalt von 2400 0 monatlich. 


Schlußbeſtimmungen. 
A. Aufwandsentſchädigungen. 
Aufwandsentſchädigungen (z. B. für Nachtdienſt) dürfen nur inſoweit gezahlt oder bewilligt 
werden, als der Staatshaushaltsplan dies beſtimmt oder beſondere Mittel dazu zur Bere 


ügung ſtellt. 
fügung f B. Sondervergütungen. 


1. Der Präſident des Senats erhält freie Dienſtwohnung. 

2. Den nichtvollbeſoldeten Regierungs- und Medizinalräten und den nichtvollbeſoldeten Regierungs- 
und Veterinärräten können zu ihren Dienſtbezügen Zuſchüſſe aus den dafür im Haushalte 
vorgeſehenen Mitteln gewährt werden. Dieſe Zuſchüſſe gelten nicht als Grundgehalt. 


ge. 65 - 0 
3. Den Profeſſoren und ييا‎ Lehrperſonen an der Techniſchen Hochſchule ſowie den Leitern 
und Lehrperſonen an ſtaatlichen gewerblichen Unterriötonflalten können zur Ergänzung des 
Grundgehalts oder der Grundvergütung auch fernerhin aus den für die Heranziehung und 
Erhaltung ausgezeichneter Leiter und Lehrperſonen an den genannten Hochſchulen und 
Anſtalten im Haushaltsplane vorgeſehenen Mitteln beſondere ruhegehaltsfähige oder nicht⸗ 
ruhegehaltsfähige Zuſchüſſe gewährt werden. 

4. Die Schulunterhaltungsträger können mit Genehmigung der Schulaufſichtsbehörde für Schul‘ 
ſtellen an öffentlichen Mittelſchulen, für deren Inhaber beſondere Anforderungen vorgeſchrieben 
nd, ruhegehaltsfähige Zuſchüſſe zu dem و‎ feſtſetzen. Dieſe Zuſchüſſe können für 

die einzelnen Dienſtaltersſtufen verſchiedenartig bemeſſen werden oder ganz wegfallen und 
gelten nicht als Grundgehalt. 1 1 


— Pr 


C. Nebenbezüge. 
Bei der Juſtizverwaltung erhalten: 1 3 
a) die Kalkulatoren einen Anteil an den von ihnen aufgebrachten und eingezogenen Rechnungs⸗ 
gebühren nach Maßgabe des Haushaltsplanes, jedoch ruhe ehaltsſähig nicht mehr als 
10 v. H. Anteil bis zum Höchſtbetrage von 94 G monatlich; 
b) die Gerichtsvollzieher einen Anteil an den Gerichtsvollziehergebühren nach Maßgabe 
der Gerichtsvollzieherordnung und des Haushaltsplanes — zum Teil, und zwar mit 
15 v. H. ruhegehaltsfähig bis höchſtens 81 8 monatlich. 
Den nichtvollbeſoldeten Regierungs- und Medizinalräten und den nichtvollbeſoldeten Regierungs- 
und Veterinärräten verbleiben wie bisher die Gebühren aus amtlicher Tätigkeit, jedoch mit 
der Maßgabe, daß das hiernach erwachſende Geſamtdienſteinkommen die Bezüge eines Beamten 
der Gruppe 12 vom gleichen Beſoldungsdienſtalter nicht überſteigen darf. 
Die Profeſſoren und Abteilungsvorſteher an der Techniſchen Hochſchule erhalten einen Anteil 
an den für ihre Vorleſungen eingehenden Unterrichtshonoraren. Die Höhe dieſes Anteils, 
ſowie die den Profeſſoren und den Abteilungsvorſtehern zu gewährleiſtende Mindeſteinnahme 


— 


IV 


x 


Bit an Unterrichtshonorar, ferner die Höhe der dem Rektor der Techniſchen Hochſchule zu gewährenden 
Amtsvergütung wird durch den nr feſtgeſetzt. 3 : + 
Gültig vom 1. Januar 1924 ab. Anlage 2. 


Gehälter für die plaumäßigen Beamten des Volkstages. 


Die planmäßigen Beamten des Volkstages erhalten die Grundgehaltsſätze der nachfolgenden 
Beſoldungsgruppen des Abſchnitts 1 A der Anlage 1: 8 1 لد‎ 


Gruppe 5. 
Amtsgehilfen 
Maſchiniſt. 3 
Gruppe 6. 
Botenmeiſter beim Volkstag 
Drucker. 5 
Gruppe 7. 
Aififtenten beim Volkstag. 
Gruppe 8. 
Sekretäre beim Volkstag. 
1 Gruppe 9. 
Oberſekretäre beim Volkstag 
Sekretäre beim Volkstag *. 
Gruppe 10. 
Inſpektor beim Bonzen 
Oberſekretäre beim Volkstag *. 
Gruppe 11. 
= Gruppe 12. 


Direktor beim Volkstag. 


* 
2 
a 
E. 1 „ 
2 


Anlage 3. 


r Gruppe, in der der Stellen- 


zuerſt 


Nachweiſung der Dienftbezüge 


Gültig vom 1. Jaunar 1924 ab. 


für die nichtplaumäßig (nicht endgültig) angeſtellten numittelbaren Staatsbeamten. 


ſeiner Dienſtlaufbahn 


6 


1. Es betragen die monatlichen Grundvergütungs⸗ 


planmäßig (endgültig) angeſtellt wird. 


b GNS 
e Gulden nach oben.) 


151 


SRE 8 58 


6 


104 
108 
115 
120 
127 
133 
143 
149 
165 
172 


6 


| : 
(abgerundet auf vo 


vom Hundert des Anfangsgrundgehalts de 
anwärter beim regelmäßigen Verlauf 


ſätze vom Beginn des 


für Zivilanwärter 
(einſchl. Lehrperſonen) - 
für Militäranwärter 
für vor dem 1. April 1922 
als nichtplanmäßige Be⸗ 
amte eingeſtellte Poſt⸗ und 
Telegraphengehilfinnen . . 


Zivilanwärter 
Gruppe 1 Militäranwärter 
Zivilanwärter 
Gruppe 2 N Militäranwärter 
Zivilanwärter 
Gruppe 3 ا‎ Militäranwärter 
Zivilanwärter 
Gruppe 4 \ Militäranwärter 
Zivilanwärter 
. Militäranwärter 
vor dem 1. April 
1922 als nicht⸗ 
Gruppe 5 planmäßige Be⸗ 
: amte eingeſtellte 
Poſt⸗u. Telegra⸗ 
phengehilfinnen 
Zivilanwärter 
Gruppe 6 { Militäranwärter 
Zivilanwärter 
a ۶ ا‎ Militäranwärter 
G Zivilanwärter 
ruppe 8 Militäranwärter 
„ ا‎ . . ' 
Wenppe LO Ken; 
iI 


2. Iſt ein Beamter nach Ablauf der Dienſtjahre, für die die Ziffer 1 eine Grund⸗ 
vergütung feſtſetzt, noch nicht planmäßig (endgültig) angeſtellt, jo erhält der Stellenanwärter eine 
Grundvergütung nach den Vorſchriften des § 17 Abſ. 5 Satz 2, der Volksſchullehrer ſowie der Berufs⸗ 
oder Fachſchullehrer (Ziffer 10 Abſ. 1) eine ſolche nach den Vorſchriften des 5 18 Abſ. 3 Satz 3 und 4 
des Geſetzes. Wenn und ſolange ein Volksſchullehrer oder ein Berufs- oder Fachſchullehrer (Ziffer 10 
Abſ. 1) aus Gründen, die in ſeiner Perſon liegen, nach Ablauf des fünften Dienſtjahres nicht planmäßig 
(endgültig) angeſtellt iſt, bezieht er den Grundvergütungsſatz des 5. Dienſtjahres weiter. Für nicht⸗ 
planmäßig (nicht endgültig) angeſtellte Lehrer an öffentlichen Mittelſchulen und in beſonderen Fällen 
auch für andere Beamte leinſchl. Lehrperſonen) gelten hinſichtlich der Grundvergütung die Ziffern 3, 4, 
5, 8, 9, 10 (Abſ. 2) und 11 dieſer Anlage. 

3. Stellenanwärtern, die bereits eine planmäßige Stelle bekleidet haben, kann zur Vermeidung 
von Härten das zuletzt bezogene Dienſteinkommen ihrer planmäßigen Stelle bis zum Aufſteigen in der 
Grundvergütung nach Maßgabe der Ziffer 1 oder bis zur planmäßigen (endgültigen) Anſtellung in der 
neuen Stelle als Grundvergütung gewährt werden. 


4. Die Anwärter auf Stellen für Unterwachtmeiſter der Gruppe 3 bei der Schutzpolizei erhalten 
bis zu ihrer planmäßigen Anſtellung eine Grundvergütung von 133 Gulden monatlich. Die Anwärter 
auf Stellen von Leutnants der Schutzpolizei erhalten die für Militäranwärter geltenden Grund- 
vergütungsſätze der Gruppe 7. . 

5. Die am 1. April 1920 im Dienſt befindlichen Landjägeranwärter und Hilfspolizeiwachtmeiſter 
der Verwaltungspolizei erhalten, ſoweit es ihnen in den bisherigen Anſtellungsbedingungen ausdrücklich 
zugeſagt iſt, die Bezüge der planmäßigen Beamten. 

6. Die Sätze für Militäranwärter gelten auch für die Anwärter in der Landjägerei und für die 
Hilfspolizeiwachtmeiſter in der Verwaltungspolizei, ſoweit fie mindeſtens 4 Jahre beim Militär gedient haben. 

7. Für auftragsweiſe vollbeſchäftigte und einſtweilig angeſtellte Volksſchullehrer beginnt das 
1. Dienſtjahr (Ziffer 1) früheſtens mit dem Beginn des 21. Lebensjahres (§ 18 Abſ. 1 des Geſetzes). 
Wird ein Volksſchullehrer ſchon früher auftragsweiſe vollbeſchäftigt oder einſtweilig angeſtellt, ſo erhält 
er bis zum Beginn des 21. Lebensjahres eine Grundvergütung in der Höhe wie im 1. Dienſtjahr. 

8. Die Leiter von Volksſchulen mit 6 oder mehr aufſteigenden Klaſſen, ſowie die Lehrkräfte an 
Volksſchulen, die die Prüfungen für das höhere Schulamt oder das Pfarramt beſtanden haben, erhalten 
auch bei einſtweiliger Anſtellung das volle Anfangsgrundgehalt oder, wenn ſie vor dem Übertritt in den 
Volksſchuldienſt ſchon an einem anderen Ort im öffentlichen Schuldienſt endgültig angeſtellt waren, das 
ihrem Dienſtalter als Lehrer entſprechende Grundgehalt als Grundvergütung. 

9. Auftragsweiſe vollbeſchäftigte und einſtweilig angeſtellte Lehrer an öffentlichen Mittelſchulen 
erhalten eine Grundvergütung in Höhe von 80 vom Hundert des Grundgehalts, das ſie erhalten würden, 
wenn ſie als Lehrer an öffentlichen Mittelſchulen endgültig angeſtellt wären. Das gleiche gilt für etwaige 
gemäß Abſchnitt B Ziffer 4 der Schlußbeſtimmungen zur Beſoldungsordnung (Anlage 1) mit der Stelle 
verbundene Zuſchüſſe. Im beſonderen Falle iſt eine Abweichung hiervon mit Genehmigung Der Sule 
aufſichtsbehörde zuläſſig. : 

10. Lehrer an öffentlichen Berufs- oder Fachſchulen, die die Anſtellungsfähigkeit als Lehrer an 
ſolchen Schulen erworben haben, erhalten während der Zeit, in der ſie vollbeſchäftigt, aber noch nicht 
endgültig angeſtellt find, bis zur Vollendung des 5. Dienſtjahres die Grundvergütungsſätze der Stellen⸗ 
anwärter nach Gruppe 10. : 

Auftragsweiſe vollbeſchäftigte Lehrer an öffentlichen Berufs- oder Fachſchulen, auf die die vor⸗ 
ſtehende Vorausſetzung (Ziffer 10 Abj. 1) nicht zutrifft, erhalten eine Grundvergütung in Höhe von 80 
vom Hundert des Grundgehalts, das fie erhalten würden, wenn fie als Berufsſchullehrer endgültig an⸗ 


Sehen wären. In beſonderen Fällen ift eine Abweichung hiervon mit Genehmigung der Schulaufſichts⸗ 
Hörde zuläſſig. 


11. Es erhalten die Grundvergütungsſätze der Stellenanwärter nach Gruppe 11 und von 
Vollendung des 5. Anwärterdienſtjahres an eine Grundvergütung, die in ihrer Höhe den Grundgehalts- 
ſätzen der planmäßig angeſtellten Beamten in Gruppe 11 entſpricht: 

a) die wiſſenſchaftlichen Aſſiſtenten mit planmäßiger Vergütung an der Techniſchen Hochſchule 

b) die Konſtruktions⸗, Betriebs- und Oberingenieure bei der Techniſchen Hochſchule. 

12. Die Konſtruktions⸗, Betriebs⸗ und Oberingenieure bei der Techniſchen Hochſchule beziehen 
neben ihrer Grundvergütung (Ziffer 11) einen durch den Senat feſtzuſetzenden Anteil an den Unterrichts⸗ 
gebühren des Profeſſors, dem ſie zugewieſen ſind. 


13. Anwärterinnen auf Stellen, die in der Beſoldungsordnung (Anlage 1) mit einem f bezeichnet 


ſind (weibliche Lehrperſonen), erhalten, ſolange nicht allgemein für männliche und weibliche Lehrperſonen 
das gleiche Arbeitsmaß feſtgeſetzt iſt, die Grundvergütung gekürzt, und zwar: 
a) um 25 v. H., wenn ſie verheiratet b und mit ihrem 1 einen gemeinſamen Haushalt 
führen, 
b) um 10 v. H., wenn ſie derbe ale find und den Unterhalt der Familie überwiegend bêe 
ſtreiten, ſowie wenn ſie unverheiratet ſind. / 
Für verheiratete Anwärterinnen auf Stellen, die in der Beſoldungsordnung nicht mit einem + bezeichnet 
find, beträgt die Kürzung zu a) 15 v. H.; zu b) tritt dann keine Kürzung ein. 
14. Beim Übertritt eines Stellenanwärters oder einer Lehrperſon aus einer Gruppe in eine 
andere iſt 5 3 Abſ. 3 des Geſetzes ſinngemäß anzuwenden. 
15. Die nichtplanmäßigen Gerichtsvollzieher erhalten einen Anteil an den Gerichtsvollzieher⸗ 
gebühren nach Maßgabe der Gerichtsvollzieherordnung und des Haushaltsplanes. 
16. Die nicht planmäßigen Amtsgerichtskalkulatoren erhalten einen Anteil an den von ihnen 
aufgebrachten und eingezogenen Rechnungsgebühren nach Maßgabe des Haushaltsplanes. 
17. Im übrigen erhalten die nichtplanmäßig (nicht endgültig) angeſtellten Beamten Kinderbeihilſen, 
eine Frauenbeihilfe, Ausgleichszuſchläge und ſonſtige Bezüge und Zulagen nach den Vorſchriften der 88 21, 
22, 22a und 23 des Geſetzes. 


39 Belanntmachung des Wortlauts des Geſetzes über das Dienſteinkommen der unmittelbaren 
Staatsbeamten der Freien Stadt Danzig (Beamten⸗Dienſteintommeusgeſetz) vom 23. Dezember 1921. 
Vom 14. 3. 1924. 


Auf Grund der dem Senat durch Artikel 4 des Geſetzes über eine einundzwanzigſte Anderung 
der Dienſtbezüge der unmittelbaren Staatsbeamten vom 14. März 1924 erteilten Ermächtigung wird 
das Geſetz über das Dienſteinkommen der unmittelbaren Staatsbeamten der Freien Stadt Danzig 
(Beamten-Dienfteinfommensgefeg) vom 23. Dezember 1921 (Geſetzbl. S. 229) in der vom 1. Januar 
1924 ab gültigen Faſſung nachſtehend bekanntgemacht. 

Danzig, den 14. März 1924. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr. Volkmann. 


Geſetz 
über das Dienſteinlommen der unmittelbaren Staatsbeamten der Freien Stadt Danzig (Beamten⸗ 
Dienſteinkommensgeſetz) vom 23. Dezember 1921. 


Vorbemerkungen. : 

1. Unter dieſes Geſetz fallen قله‎ „unmittelbare Staatsbeamte“ (Artikel 94 der Verfaſſung) auch die 
Lehrperſonen an den ſtaatlichen und nichtſtaatlichen öffentlichen Schulen einſchließlich des 
Conradinums. Welche Schulen ſonſt als nichtſtaatliche öffentliche Schulen anzuſehen find, 
entſcheidet endgültig die Schulauſſichtsbehörde. 
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2. Zu den „planmäßigen“ Beamten im Sinne dieſes Geſetzes rechnen die Lehrperſonen an Volks, 
Mittel-, Berufs⸗ und Fachſchulen erſt dann, wenn ſie „endgültig“ angeſtellt ſind. Nur auf dieſe 
Lehrperſonen bezieht ſich im Text des Geſetzes das s dem Wort „planmäßig“ eingeklammerte 
Wort „(endgültig)“. 
3. Weibliche Beamte ſind in dem Geſetz im e nicht beſonders bezeichnet; für ſie gelten, 
ſoweit im Geſetz nicht ausdrücklich etwas anderes beſtimmt iſt, die * des Geſetzes in 


gleicher, Weiſe wie für die männlichen Beamten. 
ل‎ 


I. Dienſteinkommen. ١ 
A. Plaumäßzig (endgültig) angeitellte Beamte. 
ST. 
Grundgehalt. 
(1) Die planmäßig (endgültig) angeſtellten unmittelbaren Staatsbeamten erhalten ein Grund⸗ 
gehalt nach Maßgabe der dieſem Geſetz als Anlage 1 beigefügten Beſoldungsordnung, die planmäßigen . 


Beamten des Volkstages ein ſolches uach Maßgabe der Anlage 2. , 
(2) Die weiblichen Beamten erhalten bei gleichen Pflichten die gleichen Gehaltsbezüge wie die ee 
männlichen Beamten. % 2 


(3) Die weiblichen Beamten in den in der Beſoldungsordnung mit einem f bezeichneten Stellen 
(weiblichen Lehrperſonen) erhalten, ſolange nicht allgemein für männliche und weibliche Lehrperſonen das 
gleiche Arbeitsmaß feſtgeſetzt iſt, die Grundgehaltsſätze gekürzt und zwar: 

a) um 25 v. H., wenn ſie verheiratet ſind und mit ihrem Ehemann einen gemeinſamen 
Haushalt führen, 
b) um 10 v. H., wenn ſie verheiratet ſind und den Unterhalt der Familie überwiegend 
beſtreiten ſowie wenn ſie unverheiratet ſind. 
Für verheiratete weibliche Beamte in Stellen, die in der Veſoldungsordnung nicht mit einem F . 
find, beträgt die Kürzung zu a) 15 v. H.; zu b) tritt dann keine Kürzung ein. 2 

() Beamten, die gleichzeitig mehrere in der Beſoldungsordnung vorgeſehene Stellen bellelben, : : 
wird das Grundgehalt nur einmal gewährt, und zwar für die Stelle, für die das höhere Grundgehalt 
vorgeſehen iſt. 

(5) Ob ein Lehrer lebenslänglich angeſtellter Schulleiter entſprechend der Beſoldungsordnung iſt, 
und ob die Einrichtung und der Aufbau einer Schule auf die Bezüge der Lehrperſonen von Einfluß iſt, 
entſcheidet endgültig und mit der Maßgabe, daß dieſe Entſcheidung auch für die Verwaltungs⸗ und 
ordentlichen Gerichte Geltung hat, die Schulaufſichtsbehörde. 

(6) Bei den von der Schulaufſichtsbehörde im Intereſſe des Volksſchulweſens zu ſtellenden 
Anforderungen darf von den Beſchlußbehörden die Notwendigkeit der Beſtellung eines Schulleiters 
(Abſ. 5) nicht mit Rückſicht auf das Bedürfnis der Schule oder die Leiſtungsfähigkeit der Verpflichteten 
verneint werden. 

(7) Unter dieſes Geſetz fallen nicht Lehrperſonen, deren Zeit und Kräfte durch die ihnen über⸗ 
tragenen Geſchäfte nur nebenbei in Anſpruch genommen e Ob die Beſchäftigung nur nebenbei ftatt- 
findet, entſcheidet lediglich die Schulauſſichtsbehörde. 

8 2. ; 

Dienſtaltersſtufen. 
() Das Grundgehalt der planmäßig (endgültig) angeſtellten Beamten, ſoweit es nicht ein 
5 Einzelgehalt ift, ſteigt nach Dienſtaltersſtufen mit zweijähriger Aufrückungsfriſt bis zur Erreichung des 
! Höchſtgehalts. Die höheren Grundgehaltsſätze werden jeweils vom Erſten des Kalendermonats an 

gezahlt, in den der Eintritt in die neue Dienſtaltersſtufe fällt. 1 

(2) Auf das Aufrüden im Grundgehalt haben die planmäßig (endgültig) angeſtellten Beamten 
einen Rechtsanſpruch. Der Anſpruch ruht, jelo? ein ſörmliches Disziplinarverfahren oder wegen eines 
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Verbrechens oder Vergehens ein Hauptverfahren oder eine Vorunterſuchung ſchwebt. Führt das Verfahren 
zum Verluſte des Amtes, ſo findet eine Nachzahlung des zurückbehaltenen Mehrgehaltes nicht ſtatt. 

(3) Die von ihren amtlichen Verpflichtungen entbundenen Lehrer an den wiſſenſchaftlichen Hoch— 
ſchulen rücken im Grundgehalt nicht mehr auf. 1 

§ 3. 
Allgemeine Vorſchriften über das Beſoldungsdienſtalter. 

„ (1) Das Beſoldungsdienſtalter der planmäßig (endgültig) angeſtellten Beamten mit aufſteigenden 
Gehältern beginnt mit dem Tage der endgültigen Anſtellung in der jeweiligen planmäßigen Stelle, ſoweit 
in dieſem Geſetze oder in den Ausführungsbeſtimmungen dazu nichts Abweichendes beſtimmt oder zu⸗ 
gelaſſen iſt. Von dieſem Zeitpunkt an find die Zeitabſchnitte für das Verbleiben im Anfangsgrundgehalt 
und für das Aufſteigen in die höheren Gehaltsſtufen zu rechnen. 

(2) Als Tag der planmäßigen (endgültigen) Anſtellung gilt der Tag, von dem an das Dienſt⸗ 
einkommen der Stelle bezogen wird. Zur Vermeidung von Härten können in Ausnahmefällen durch den. 
Staatshaushalt neu geſchaffene Stellen, auch wenn die Beſetzung ſpäter ausgeſprochen wird, bereits mit 
Rückwirkung bis zum Beginn des Rechnungsjahres, andere freie Stellen mit Rückwirkung von höchſtens 
drei Monaten verliehen werden, wenn und ſolange der zu beleihende Beamte die Geſchäfte der ihm 
übertragenen oder einer anderen gleichartigen Stelle tatſächlich verſehen hat. 

(3) Der Beamte erhält beim Aufrücken aus einer Beſoldungsgruppe in eine andere in der 
neuen Beſoldungsgruppe ſtets den gegenüber ſeinem bisherigen Grundgehaltsſatz nächſthöheren Satz und 
behält dieſen die volle für das Weiteraufſteigen in die folgende Stufe vorgeſchriebene Zeit. Wäre er 
jedoch in der früheren Beſoldungsgruppe bereits vor Ablauf dieſer Zeit in die nächſthöhere Stufe auf⸗ 
geſtiegen und damit zu einem Grundgehaltsſatz gelangt, der über den ihm in der neuen Beſoldungs⸗ 
gruppe gewährten hinausgeht, oder ihm gleichkommt, ſo ſteigt er auch in der neuen Beſoldungsgruppe 
zu derſelben Zeit in die folgende Stufe. Das Beſoldungsdienſtalter darf bei einem Übertritt in die 
nächſthöhere Beſoldungsgruppe 

a) aus Anlaß einer Beförderung nicht um mehr als 2 Jahre, beim Übertritt aus 

Gruppe 12 in Gruppe 13 nicht um mehr als 4 Jahre, 

b) im übrigen nicht um mehr als 6 Jahre, beim Übertritt aus Gruppe 12 in Gruppe 13 

nicht um mehr als 8 Jahre 
verkürzt werden. Das Beſoldungsdienſtalter der Beamten, für die die Beſoldungsordnung ein zwei- 
maliges Aufrücken in höhere Beſoldungsgruppen vorſieht, darf beim Übertritt in die nächſthöhere Gruppe 
nicht um mehr als 2 Jahre, beim Übertritt in die weitere Gruppe nicht um mehr als 6 Jahre verkürzt 
werden. Bei einer Beförderung von Beamten, die ſich in einer Aufrückungsgruppe ihrer bisherigen 
Stelle befinden, wird das Beſoldungsdienſtalter jo feſtgeſetzt, als wenn die Beförderung aus der Eingangs- 
gruppe dieſer Stelle erfolgt wäre. Werden bei einer Beförderung Beſoldungsgruppen überſprungen, ſo iſt das 
Beſoldungsdienſtalter ſo feſtzuſetzen, wie wenn der Beamte zunächſt in die dazwiſchen liegenden Gruppen 
eingetreten wäre. Tritt ein Beamter in eine niedrigere Beſoldungsgruppe über, jo wird das neue 
Beſoldungsdienſtalter vom Senat feſtgeſetzt. 

(4) Inwieweit Dienſtzeit⸗Unterbrechungen, die nicht in der Perſon des Beamten liegen, auf 
das Beſoldungsdienſtalter anzurechnen find, beſtimmt der Senat. Iſt ein Beamter aus einer plan⸗ 
mäßigen (ihm endgültig übertragenen) Stelle des Staatsdienſtes oder des öffentlichen Schuldienſtes 
freiwillig ausgeſchieden, oder iſt ſein früheres Beamtenverhältnis durch Dienſtentlaſſung gelöſt worden, 
ſo wird im Falle ſeiner Wiederanſtellung bei der Feſtſetzung des Beſoldungsdienſtalters und des 
Dienſteinkommens der neuen Stelle auf das frühere Beſoldungsdienſtalter und das frühere Dienſteinkommen 
des Beamten in der Regel keine Rückſicht genommen. Beamte, die ihre Stelle freiwillig aufgeben, 
find hierauf ausdrücklich hinzuweiſen. Soll von dieſer Regelung in einzelnen Fällen abgewichen werden, 
ſo entſcheidet darüber der Senat. Falls eine Lehrerin infolge ihrer Verheiratung aus dem Schuldienſt 
ausgeſchieden iſt, können ihr beim ſpäteren Wiedereintritt in den Schuldienſt aus beſonderen Gründen 
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die früheren Dienſtjahre vom Senat angerechnet werden. Beamten, die wegen eines in Ausübung des 
Dienſtes erlittenen Unfalls in den Ruheſtand verſetzt worden ſind, muß im Falle ihrer ſpäteren Wieder⸗ 
anſtellung die frühere Dienſtzeit auf das Beſoldungsdienſtalter angerechnet werden. 

(5) Der Beamte iſt von der Feſtſetzung ſeines Beſoldungsdienſtalters ſchriftlich zu benachrichtigen. 

(6) Die Entſcheidung der Verwaltungsbehörden über die Feſtſetzung des Beſoldungsdienſtalters 
iſt für die Beurteilung der vor den Gerichten geltend gemachten vermögensrechtlichen Dienſteinkommens⸗ 
anſprüche maßgebend. 

§ 4. 

Beſondere Vorſchriften über das Beſoldungsdienſtalter und über die Anrechnung 
von Dienſtzeiten. 


Beamte mit Ausnahme der Lehrperſonen an öffentlichen Volls⸗, Mittel-, Bernfs- 
und Fachſchulen. 

(1) Bei der erſten planmäßigen Anſtellung wird den Zivilanwärtern die fünf Jahre überſteigende 
Anwärterdienſtzeit, den vor dem 1. April 1922 als nichtplanmäßige Beamte eingeſtellten Poſt⸗ und 
Telegraphengehilfinnen die acht Jahre überſteigende Anwärterdienſtzeit ($ 17 Abſ. 5) auf das Beſoldungs⸗ 
dienſtalter angerechnet, ſoweit in dieſem Geſetz oder in den Ausführungsbeſtimmungen dazu nicht etwas 
Abweichendes beſtimmt oder zugelaſſen iſt. ٠ 

(2) Den Militäranwärtern (Inhabern des Zivilverſorgungsſcheins) wird bei der erſten plan⸗ 
mäßigen Anſtellung, wenn ſie im Heer oder in der Marine 

a) neun Jahre oder weniger gedient haben, die tatſächlich abgeleiſtete Militär- und Marine⸗ 
dienſtzeit bis zu einem Jahre, 

b) über neun Jahre gedient haben, außerdem die nachfolgende Militär- und Marinedienſtzeit 
und die nachfolgende Zivildienſtzeit, wenn die Geſamtdienſtzeit 13 Jahre nicht überſchritten 
hat, mit höchſtens weiteren 4 Jahren, bei längerer Geſamtdienſtzeit ferner die über 13 Jahre 
hinausgehende Dienſtzeit zur Hälfte bis zur Höchſtgrenze von insgeſamt 8 Jahren auf 
das Beſoldungsdienſtalter angerechnet. 

Außerdem wird den Militäranwärtern die vier Jahre überſteigende Anwärterdienſtzeit (§ 17 Abſ. 5) 
angerechnet, ſoweit nicht ſchon eine Anrechnung nach b) erfolgt iſt. Die vor dem vollendeten 17. Lebens⸗ 
jahre liegende Militär⸗ und Marinedienſtzeit bleibt außer Betracht, ſoweit es ſich nicht um eine tatſächlich 
geleiſtete Kriegsdienſtzeit handelt. 

(3) Werden Militäranwärter mit Wirkung vom 1. Januar 1924 oder einem ſpäteren Tage in 
einer der Beſoldungsgruppen 9 bis 13 erſtmalig planmäßig angeſtellt, ſo iſt das Beſoldungsdienſtalter 
jo zu berechnen, wie wenn fie in der Beſoldungsgruppe 8 angeſtellt und noch am gleichen Tage in 
ihre wirkliche Eingangsgruppe befördert würden. 

(4) Militäranwärtern kann bei der erſtmaligen Beförderung in Stellen einer höheren Beſoldungs⸗ 
gruppe die bei der erſten planmäßigen Anſtellung anzurechnende Militär, Marites und nad) 
folgende Zivildienſtzeit (Abſ. 2, Satz 1 — a und b — und Satz 2) und die in der Eingangsſtelle 
— als planmäßige Beamte — zurückgelegte Zivildienſtzeit bis zur Höchſtgrenze von insgeſamt acht 
Jahren angerechnet werden, ſofern dieſe Zeit für ſie in der neuen Beſoldungsgruppe ein Beſoldungs⸗ 
dienſtalter ergibt, das günftiger iſt, als bei Feſtſetzung gemäß 5 3 Abſ. 3. Werden bei der erſtmaligen 
Beförderung Beſoldungsgruppen überſprungen, jo darf dieſe Anrechnung (Satz 1) nur in der zu durch⸗ 
ſchreitenden nächſthöheren Beſoldungsgruppe erfolgen. Wird ein Militäranwärter mit Wirkung vom 
1. Januar 1924 oder einem ſpäteren Tage in eine Stelle einer höheren als der Beſoldungsgruppe 8 
erſtmalig befördert, ſo darf eine Anrechnung von Dienſtzeit gemäß Satz 1 und 2 nur im beſonderen 

U und nur mit Genehmigung des Senats ſtattfinden. 

(4a) Bei der erſten planmäßigen Anſtellung wird, wenn dies für die Beamten günſtiger iſt, 

anſtelle der Dienſtzeiten nach Abſ. 1 und 2 auf das Beſoldungsdienſtalter angerechnet: 


„ في فوا نيا جا سند‎ ee . . ̃ TS و ال‎ nn ع ا و لا‎ N 


a) den Beamten, die nach Ablegung der vorgeſchriebenen Reifeprüfung an einer neunſtufigen 
höheren Lehranſtalt 

1. beſtimmungsgemäß ein Hochſchulſtudium von mindeſtens 4 Jahren zu W beleben haben, 
die Zeit des vorgeſchriebenen Hochſchulſtudiums, die notwendige Prüfungszeit und die 
Anwärterdienſtzeit, ſoweit dieſe Zeiten insgeſamt die Dauer von 6 Jahren überſteigen, 

2. beſtimmungsgemäß ein Hochſchulſtudium von mindeſtens 3 Jahren und im Anſchluß 
daran eine Ausbildungs- oder Vorbereitungszeit von mindeſtens 2 Jahren zu voll⸗ 
enden haben, die Zeit des vorgeſchriebenen Hochſchulſtudiums, des Ausbildungs⸗ oder 
Vorbereitungsdienſtes, der notwendigen Prüfungen, ſowie die Anwärterdienſtzeit, ſoweit 
dieſe Zeiten insgeſamt die Dauer von 4 Jahren überſteigen; 

b) den Beamten, die unter 5 17 Abſ. 2 und 3 fallen oder eine abgeſchloſſene Fachſchulbildung 
nachweiſen müſſen, ſowie den vor dem 1. April 1922 als nichtplanmäßige Beamte eingeſtellten 
Poſt⸗ und Telegraphengehilfinnen, die nach Vollendung des 26. Lebensjahres abgeleiſtete 
Anwärterdienſtzeit ($ 17) voll und die nach Vollendung des 26. Lebensjahres abgeleiſtete 
nicht als Anwärterdienſtzeit angerechnete Vorbereitungszeit leinſchl. der Fachſchul⸗ und ſonſtigen 
Ausbildungszeit) zur Hälfte; 

e) den Militäranwärtern (Inhabern des Zivilverſorgungsſcheines) die nach Vollendung des 26. 
Lebensjahres abgeleiſtete Militär-, Marines und nachfolgende Zivildienſtzeit (einſchl. der 
Anwärterdienſtzeit). 

Von der Anrechnung ausgeſchloſſen ſind die Zeiten, um die ſich die Anſtellung aus einem in der Perſon 
des Beamten liegenden Grunde verzögert hat. Für Militäranwärter gilt bei Anwendung der vorſtehenden 
Beſtimmung (e) Abſ. 3 ebenfalls, Abſ. 4 hat dagegen dann keine Geltung. Das Beſoldungsdienſtalter 
der ſonſtigen Beamten wird nach Beſtimmungen feſtgeſetzt, die vom Senat zu erlaſſen find. 

(5) Darüber, nach welchen Grundſätzen beim Übertritt von ehemaligen aktiven Offizieren, von 
Inhabern des Beamtenſcheins (ſchwerbeſchädigten ehemaligen Militärperſonen) und von Beamten der 
Schutzpolizei in planmäßige Beamtenſtellen das Beſoldungsdienſtalter feſtzuſetzen iſt, beſtimmt der Senat 
das Nähere. 

(6) Der Senat ift berechtigt, in einzelnen nn das Beſoldungsdienſtalter abweichend von 
i vorſtehenden Vorſchriften günftiger feſtzuſetzen. 


Voltsſchullehrer. 


() Die endgültige Anſtellung im öffentlichen Volksſchuldienſte darf nicht vor Zurücklegung 
einer anrechnungsfähigen Dienſtzeit von fünf Jahren oder, wenn dies günſtiger iſt, nicht vor Vollendung 
des 26. Lebensjahres erfolgen. Bei den bisher zu einem früheren Zeitpunkt endgültig angeſtellten 
Lehrern rechnet das Beſoldungsdienſtalter von dem Erſten des Monats ab, in dem ſie eine anrechnungs⸗ 
fähige Dienſtzeit von fünf Jahren oder, wenn dies günſtiger iff, in dem fie das 26. Lebensjahr voll- 
endet haben. Bis zu dieſem Zeitpunkte beziehen fie die Grundvergütung der einſtweilig angeftellten 
Volksſchullehrer nach Maßgabe der Anlage 3. 


i G () Auf welchen Tag bei Volksſchullehrern, die die Prüfung für das höhere Schulamt oder das 
N 6 Pfarramt beſtanden haben, das Beſoldungsdienſtalter feſtzuſetzen iſt, beſtimmt die Schulaufſichtsbehörde. 
G (0% Bei der Feſtſtellung des Beſoldungsdienſtalters ift von der Zeit, die ein Lehrer im öffent- 


lichen Schuldienſt von dem Eintritt in dieſen, früheſtens aber von dem Beginn des 21. Lebensjahres 
ab, bis zur endgültigen Anſtellung ſelbſtändig in voller Beſchäftigung verbracht hat, die über fünf Jahre 
hinausgehende oder, wenn dies günſtiger iſt, die nach Vollendung des 26. Lebensjahres abgeleiſtete 
Dienſtzeit auf das Beſoldungsdienſtalter anzurechnen, ſoweit die endgültige Anſtellung durch den Mangel 
an offenen Stellen oder durch ſonſtige von dem Zutun des Lehrers unabhängige Gründe verzögert 
worden iſt. Iſt die endgültige Anſtellung wegen unzureichender Befähigung oder aus anderen in der 
Perſon des Lehrers liegenden Gründen ausgeſetzt worden oder wird eine Verzögerung von dem Lehrer | 
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ſelbſt, insbeſondere durch die Ablehnung einer angebotenen Stelle herbeigeführt, ſo bleibt die Zeit dieſer 
Verzögerung von der Anrechnung ausgeſchloſſen. 5 

(10) Inwieweit Unterbrechungen im öffentlichen Schuldienſt anzurechnen find, beſtimmt die 
Schulaufſichtsbehörde. Ausgeſchloſſen bleibt die Anrechnung der Dienſtzeit, während der die Kräfte 
eines Lehrers durch die ihm übertragenen Geſchäfte nach der Entſcheidung der Schulaufſichtsbehörde nur 
nebenbei in Anſpruch genommen geweſen ſind )5 1 Abſ. 7). 

(11) Bei der Feſtſetzung der Dienſtzeit gilt die Zeit des Militär- und Marinedienſtes, ſoweit 
ſie nach den jeweils geltenden Beſtimmungen auf das Beſoldungsdienſtalter anzurechnen ſein würde, als 
öffentlicher Schuldienſt. 


(12) Privatſchuldienſtzeit gilt unter den Vorausſetzungen und Bedingungen, unter denen ſie 


ſonſt auf das Beſoldungsdienſtalter angerechnet werden kann, als öffentlicher Schuldienſt. 


(13) Über die Anrechnung der Dienſtzeit an Privatſchulen im Gebiet der Freien Stadt Danzig, 


in denen der allgemeinen Schulpflicht unterliegende Kinder in den Lehrgegenſtänden der öffentlichen 
Volksſchulen unterrichtet werden, beſchließt die Schulauſſichtsbehörde. Wieweit in einzelnen Fällen die 
an Auslandsſchulen zugebrachte Zeit auf die Dienſtzeit im öffentlichen Danziger Schuldienſt angerechnet 
werden kann, wird von der Schulaufſichtsbehörde beſtimmt. Ausgeſchloſſen von der Anrechnung bleibt 
die Zeit, die vor dem Beginn des 21. Lebensjahres oder vor die erlangte Befähigung zur Anſtellung 
im öffentlichen Volksſchuldienſte fällt. 

(14) liſt fortgefallen.) 

(15) Die nach Abſ. 13 anzurechnende Zeit darf in der Regel 8 Jahre nicht überſteigen. Für 
die im Auslandsſchuldienſte zugebrachte Zeit gilt dieſe Beſchränkung nicht. 

(16) Die nach den bisherigen geſetzlichen Beſtimmungen bereits erfolgte Anrechnung der Privat⸗ 
ſchuldienſtzeit wird hierdurch nicht berührt. 

(17) Als öffentlicher Schuldienſt iſt auch die Zeit anzurechnen, während der 

a) ein Lehrer an einer Anſtalt tätig geweſen iſt, die vertragsmäßig die Vorbereitung von Zög⸗ 
lingen für die ſtaatlichen Lehrerbildungsanſtalten übernommen hat; 

b) ein Lehrer als Erzieher an einer öffentlichen Taubſtummen⸗, Blinden-, Idioten⸗, Waiſen⸗ 
Rettungs⸗ oder ähnlichen Anſtalt oder an gleichwertigen privaten Anſtalten in voller 
Beſchäftigung ſich befunden hat, welche nach Anerkennung durch die Schulaufſichtsbehörde 
ausſchließlich gemeinnützigen Zwecken dienen und für ihre Unterhaltung auf die öffentliche 
Wohltätigkeit oder auf öffentliche Mittel überwiegend angewieſen ſind; 

c) ein Lehrer an einer privaten Volksſchule tätig war, die vom Staat als den öffentlichen 
Volksſchulen gleichberechtigt anerkannt iſt; 

d) ein Lehrer an einer von einer Synagogengemeinde unterhaltenen jüdiſchen Religionsſchule 
beſchäftigt geweſen iſt; 

e) ein Lehrer in Jugendfürſorge und Jugendpflege hauptamtlich gegen Entgelt vollbeſchäftigt 
geweſen iſt; 

f) ein Lehrer an einer einer öffentlichen gleichzuachtenden privaten Volkshochſchule vollbeſchäftigt war. 

(18) Iſt ein Lehrer, ſei es als Lehrer, ſei es als Erzieher, an einer nicht unter Abſ. 17 (b) 
fallenden privaten Taubſtummen⸗, Blinden-, Idioten⸗, Waiſen⸗, Rettungs- oder ähnlichen Anſtalt Doll 
beſchäftigt geweſen, ſo ſteht dieſe Beſchäftigung der an einer Privatſchule gleich. 

(19) Iſt ein Lehrer aus einer ihm endgültig übertragenen Stelle des öffentlichen Volksſchul⸗ 
dienſtes freiwillig ausgeſchieden, jo findet 5 3 Abſ. 4 dann keine Anwendung, wenn er anſchließend 
in eine andere Stelle des öffentlichen Schuldienſtes oder des an ſich anrechnungsfähigen Privatſchul⸗ 
dienſtes übergetreten iſt. 

(20) Die auf Grund vorſtehender Beſtimmungen (hf, 13—18) erfolgte Anrechnung von Aus- 
lands. oder Privatſchuldienſtzeit iſt auch für den Anſpruch auf Ruhegehalt maßgebend. 
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Lehrer an öffentlichen Mittelſchulen. 

(21) Die beſonderen Vorſchriften über das Beſoldungsdienſtalter und über die Anrechnung von 
Dienſtzeiten für die Volksſchullehrer (Abſ. 7—20) finden auf Lehrer an öffentlichen Mittelſchulen ſinn⸗ 
gemäß Anwendung. 

(22) Tritt ein Lehrer unmittelbar aus dem öffentlichen Volksſchuldienſte in den Dienſt an einer 
öffentlichen Mittelſchule, ſo wird der Zeitabſchnitt auf das Beſoldungsdienſtalter angerechnet, der im 
Falle der endgültigen Anſtellung im Volksſchuldienſte angerechnet werden müßte. : 

Berufs⸗ und Fachſchullehrer. 
(23) Das Beſoldungsdienſtalter der endgültig angeftellten Berufs, und Fachſchullehrer beginnt 


mit dem ee der endgültigen Anſtellung im öffentlichen Berufs- oder Fachſchuldienſt, jedoch nicht 


vor Zurücklegung einer anrechnungsfähigen Dienſtzeit von fünf Jahren, oder, wenn dies günſtiger iſt, 
nicht vor Vollendung des 26. Lebensjahres. Bei der Feſtſetzung des Beſoldungsdienſtalters iſt von der 
Zeit, die ein Lehrer im öffentlichen Berufs⸗ oder Fachſchuldienſte von dem Zeitpunkte des Eintritts in 
dieſen bis zur endgültigen Anſtellung ſelbſtändig in voller Beſchäftigung verbracht hat, die über fünf 

Jahre oder, wenn dies günſtiger iſt, die über die Vollendung des 26. Lebensjahres hinausgehende 
Dienſtzeit auf das Beſoldungsdienſtalter anzurechnen, ſoweit die endgültige Anſtellung durch den Mangel 
an offenen Stellen oder durch ſonſtige von dem Zutun des Lehrers unabhängige nde verzögert 
worden iſt. 

(24) Tritt ein Berufs- oder Fachſchullehrer unmittelbar aus dem Dienſt der 1 Stadt 
Danzig oder einer Gemeinde oder Körperſchaft des öffentlichen Rechts in den Dienſt an einer öffent⸗ 
lichen Berufs⸗ oder Fachſchule, ſo wird ihm die in der bisherigen Stellung nach dem Beginn des 
21. Lebensjahres zurückgelegte Dienſtzeit, ſoweit ſie fünf Jahre überſteigt, oder, wenn dies günſtiger iſt, 
ſoweit ſie über die Vollendung des 26. Lebensjahres hinaus geht, auf das Beſoldungsdienſtalter angerechnet. 
Dem unmittelbaren Übertritt iſt gleichzuachten, wenn die Zeit zwiſchen dem Austritt aus dem früheren 
Amt und dem Eintritt in den Dienſt an einer öffentlichen Berufs- oder Fachſchule nachweislich ungekürzt 
dem Erwerb der Anſtellungsfähigkeit als Berufs- oder Fachſchullehrer gewidmet war. 

(25) Das Beſoldungsdienſtalter der aus der Praxis übertretenden Lehrer (Techniker, Hand— 
werker, Kaufleute uſw.) iſt durch die Schulaufſichtsbehörde, jedoch nicht auf einen Zeitpunkt vor Voll⸗ 
endung des 26. Lebensjahres feſtzuſetzen. Die auf das Beſoldungsdienſtalter angerechnete Zeit kann auf 
die Ruhegehaltszeit angerechnet werden. 

(26) Wieweit die an Auslandsſchulen oder an anderen Schulen zugebrachte Dienſtzeit auf das 
Beſoldungsdienſtalter und auf die Ruhegehaltszeit angerechnet werden kann, wird in jedem Einzelfalle 
von der Schulaufſichtsbehörde beſtimmt. 

(27) Die Abſätze 12 und 19 (der beſonderen Vorſchriften über das Beſoldungsdienſtalter und 
über die Anrechnung von Dienſtzeiten für die Volksſchullehrer) finden auf Berufs- und Fachſchullehrer 
finngemäß Anwendung. 6 5. 

(iſt fortgefallen.) 
8 6. 
(iſt fortgefallen.) 
8 7. 
(iſt fortgefallen.) 
88. 
Dienftwohnung. 

(1) Wird dem Beamten eine Dienſtwohnung zugewieſen, jo wird ihm dafür auf das ihm 
zuſtehende Grundgehalt einſchließlich Ausgleichszuſchlag ($ 23) ein angemeſſener Betrag angerechnet. 
Dieſer Betrag fol den am Wohnorte des Beamten für Wohnungen derſelben Art zu zahlenden Miet- 
preiſen entſprechen. Die Feſtſetzung geſchieht durch die zuſtändige Behörde unter Mitwirkung der zuſtändigen 
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Beamtenvertretung. Bei dieſer Feſtſetzung iſt außer dem wirklichen Wert der Wohnung auch der Wert 
zu berückſichtigen, den die Wohnung für den Beamten hat. 

(2) Gibt der Inhaber einer Dienſtwohnung unter Zuſtimmung ſeiner vorgeſetzten Dienſtbehörde 
Räume anderweit ab, die bei der letzten Wertfeſtſetzung berückſichtigt ſind, ſo iſt der anzurechnende Wert 
der Wohnung neu feſtzuſetzen. Der Erlös für die abgegebenen Räume fällt dem Staate oder den 
Schulunterhaltungspflichtigen zu. 

(3) Bei der Anlage und Veränderung von Dienſtwohnungen ſollen die örtlichen Verhältniſſe 
und die Amtsſtellung des Wohnungsinhabers berückſichtigt werden. 

)4( Wo ſeither Volksſchullehrern eine Dienſtwohnung gewährt wurde, iſt die Einziehung der 
Dienſtwohnung nur mit Genehmigung der Schulaufſichtsbehörde zuläſſig. Die Genehmigung kann nur 
erteilt werden, wenn genügende Mietswohnungen zu angemeſſenen Preiſen in dem Schulverbande 
vorhanden ſind. 

(5) Auf dem Lande ſollen Volksſchullehrer bei vorhandenem Bedürfnis eine Dienſtwohnung 
erhalten. 

§ 9. 
Dienſtwohnungszubehör (Hausgarten) und Landnutzung für Volksſchullehrer 
auf dem Lande. 

(1) Wo Volksſchullehrern auf dem Lande eine Dienſtwohnung gegeben wird, iſt als Zubehör 
unter Anrechnung auf das Grundgehalt, ſofern es nach den örtlichen Verhältniſſen tunlich iſt, 
ein Hausgarten zu gewähren. Ferner ſoll auf dem Lande für einen alleinſtehenden oder einen erſten 
Lehrer in Anrechnung auf das Grundgehalt in der Regel eine Landnutzung gewährt werden, 
die dem durchſchnittlichen Wirtſchaftsbedürfnis einer Lehrerfamilie entſpricht. 

(2) Zur Bewirtſchaftung des Schullandes ſind erforderlichenfalls Wirtſchaftsgebäude herzuſtellen. 

(3) Die von dem Schullande zu entrichtenden öffentlichen Laſten und Abgaben werden von den 
Schulunterhaltungspflichtigen getragen. 

(4) Wo mit einer Schulſtelle bisher eine größere Landnutzung oder ſonſtige Berechtigungen 
verbunden geweſen ſind, behält es dabei ſein Bewenden. Eine Ablöſung der Landnutzung bedarf der 
Zuſtimmung der Beteiligten und der Genehmigung der Schulaufſichtsbehörde. 

(5) Welcher Teil des Schullandes als Hausgarten anzuſehen iſt, entſcheidet, auch für die ordent- 
lichen und Verwaltungsgerichte bindend, endgültig die Schulaufſichtsbehörde. 

§ 10. 
Sondervergütungen. 

In der Beſoldungsordnung nicht vorgeſehene Vergütungen, insbeſondere Vergütungen für über 
das feſtgeſetzte oder übliche Arbeitsmaß hinausgehende Dienſtleiſtungen werden dem Beamten aus dem 
Hauptamt nicht gewährt. Außerordentliche Vergütungen können im Einzelfalle ausnahmsweiſe bewilligt 
werden, falls die dazu erforderlichen Mittel verfügbar ſind. 7 


5 11. 
Nebenbezüge. 

(1) Mit einem Amt verbundene beſondere Nebenbezüge, wie Vorleſungs- und Unterrichtshonorare, 
Gebührenanteile, Gewinnanteile und dergleichen erhalten die Beamten als Dienſteinkommen nur ſoweit, 
als es in der Beſoldungsordnung ausdrücklich zugelaſſen iſt; darüber hinausgehende Beträge fließen der 
Staatskaſſe zu. 

(2) Für ein Nebenamt oder ein Nebengeſchäft kann dem Beamten eine beſondere Vergütung 
aus der Staatskaſſe bewilligt werden, wenn es mit dem Hauptamte nicht in unmittelbarem Zusammen 
hang ſteht oder den Beamten in beſonderem Maße in Anſpruch nimmt. 
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§ 12. 
Verbindung von Schul- und Kirchenamt, 

(1) Bei dauernder Verbindung eines Schul⸗ und Kirchenamts tritt bis zur Löſung dieſer Ver⸗ 
bindung zu dem Grundgehalt eine Stellenzulage, deren Höhe ſich nach dem Umfange der mit Dent fire 

lichen Amt verbundene Mühewaltung richtet. 

(2) In dieſes durch eine Stellenzulage erhöhte Grundgehalt ſind auch die Einkünfte aus dem 
zur Ausſtattung des vereinigten Amts beſtimmten Schul-, Kirchen- und Stiftungsvermögen einſchließlich 
der Zuſchüſſe aus Kirchenkaſſen und von Kirchengemeinden ſowie der ſonſtigen Einnahmen aus dem 
Kirchendienſt einzurechnen. 

(3) Die Stellenzulage darf die Geſamtſumme dieſer Einkünfte und Einnahmen (Abſ. 2) zu. 
züglich des Nutzungswertes des den kirchlichen Intereſſenten gehörigen Anteils an dem Schul- und 
Küſterhaus oder Küſtergehöft nicht überſteigen. 

(4) Auf Antrag eines Beteiligten iſt die dauernde Verbindung eines Schul- und Kirchenamts 
ganz oder hinſichtlich einzelner Kirchendienſte zu löſen. Der Stelleninhaber bedarf hierzu der Genehmi- 
gung der Schulaufſichtsbehörde. Gegen den Willen des Stelleninhabers kann eine Trennung der Vers 
bundenen Amter nicht erfolgen. 

(5) Nach Aufhebung der dauernden Verbindung findet eine Anrechnung des durch die — jedem 
Volksſchullehrer geſtattete — freiwillige Verwaltung eines kirchlichen Amts erzielten Nebeneinkommens 
auf das Stellengehalt nicht mehr ſtatt. 

(6) Die Vorſchriften (Abſ. 1 bis 5) finden bei dauernder Verbindung eines Schulamts mit 
einem jüdiſchen Kultusamt fangemäp Anwendung. 


g 18. 
Sonjtige Perg nbi gen für Beamte mit Ausnahme der Volksſchullehrer. 

(1) Staatsſeitig gewährte Nutzung von Wirtſchaftsland, Feuerungs⸗ und Beleuchtungsmittel, 
Verpflegung, Jagdnutzung und dergleichen werden dem Beamten mit einem angemeſſenen Betrage auf 
das Dienſteinkommen angerechnet. Die Höhe dieſes Betrages wird von der zuſtändigen Behörde unter 
Mitwirkung der zuſtändigen e feſtgelegt. In Zweifelsfällen entſcheidet der Senat 
endgültig. 

: (2) Den Beamten, die im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit und Ordnung zum Tragen von 
Dienſtkleidung gezwungen ſind, iſt dieſe unter Anrechnung eines angemeſſenen Betrages zu liefern. 

(3) Die Gewährung von Unterkunft, Verpflegung, Bekleidung und ärztlicher Behandlung an 
die Beamten der Schutzpolizei, deren Umfang und die Anrechnung ihres Wertes Is das Dienſteinkommen, 
wird durch den Staatshaushaltsplan geregelt. 

§ 14. 7 
Sonſtige Vergünſtigungen für Volksſchullehrer— 

(1) Wo bisher mit einer Schulſtelle Naturalleiftungen, wie die Nutzung eines Schullandes, die | 
Gewährung von Deputatgetreide und ſonſtige Leiſtungen verbunden waren, behält es dabei bis zu ihrer 
Ablöſung oder bis zur Aufhebung des bisherigen Gebrauchs ſein Bewenden. 

(2) Die Ablöſung kann von den Berechtigten wie von den Verpflichteten beantragt werden 
und bedarf, ebenſo wie die Aufhebung, der Zuſtimmung der Beteiligten und der Genehmigung der 
Schulaufſichtsbehörde. Das Verfahren und die Grundſätze der Ablöſung regelt der Senat. 

(3) Der Anſpruch auf Lieferung von Brennſtoffen fällt fort. Etwaige Berechtigungen Dritten, 
auch den ſtaatlichen Domänen gegenüber, gehen auf die Schulverbände über. Die ſonſtigen ſtaatlichen 
Brennholzlieferungen fallen fort. 

(4) Der Wert der Naturalleiſtungen iſt mit einem angemeſſenen Betrag auf das Dienſt⸗ 
einkommen anzurechnen. Die Höhe dieſes Betrages wird von der Schulaufſichtsbehörde unter Mit. 
wirkung der zuſtändigen Lehrervertretung feſtgeſetzt. 
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(5) Über die Anrechnung der Dienſteinkünfte an Geld uud Naturalleiftungen, mit Ausſchluß 
der Dienſtwohnungen, beſchließt auf Anrufung von Beteiligten der Kreisausſchuß unter Anhörung des 
Kreislehrerrates und ſofern es ſich um Stadtſchulen handelt, der Bezirksausſchuß unter Anhörung der 
Lehrerkammer. Vor Feſtſetzung der Anrechnungen iſt der beteiligte Lehrer (Lehrerin) zu hören. Der 
Beſchluß des Bezirksausſchuſſes in erſter und zweiter Inſtanz iſt endgültig. 

(6) Eine anderweite Feſtſetzung iſt bei erheblicher Anderung der tatſächlichen Verhältniſſe zuläſſig. 

B. Nichtplanmäßige (nicht endgültig angeſtellte) Beamte und ihnen gleichgeſtellte Beamte. 
§ 15. ١ 
Grundvergütung. 

(1) Die im Staatsdienſt l(einſchließlich öffentlichen Schuldienſt) als Stellenanwärter oder 
Lehrperſonen vollbeſchäftigten nichtplanmäßigen (nicht endgültig angeſtellten) unmittelbaren Staatsbeamten 
ſowie die wiſſenſchaſtlichen Aſſiſtenten mit planmäßiger Vergütung „bei der Techniſchen Hochſchule 
und die ihnen in der anliegenden Nachweiſung der Dienſtbezüge der nichtplanmäßigen (nicht endgültig 


angeſtellten) Beamten — Anlage 3 Ziffer 11 — gleichgeſtellten Hilfskräfte der Techniſchen Hochſchule 


erhalten eine Grundvergütung nach Maßgabe dieſer Nachweiſung. 

(2) Die Vorſchriften des § 1 Abſ. 2 und 3 finden auf weibliche Stellenanwärter ſinngemäß 
Anwendung. 

(3) Beamten, die gleichzeitig mehrere in der Beſoldungsordnung vorgeſehene Stellen bekleiden, 
wird die Grundvergütung nur einmal gewährt, und zwar für die Stelle, für die die höhere Grund— 
vergütung vorgeſehen iſt. 9 16 


Dienſtaltersſtufen. 

(1) Die Grundvergütung der nichtplanmäßigen (nicht endgültig angeſtellten) Beamten (einſchl. 
Lehrperſonen) ſteigt bis zur Vollendung des fünften, bei Militäranwärtern bis zur Vollendung des vierten, 
bei den vor dem 1. April 1922 als nichtplanmäßige Beamte eingeftellten Poſt- und Telegraphengehilfinnen 
bis zur Vollendung des achten Anwärterdienſtjahrs nach Dienſtaltersſtufen mit einjähriger Aufrückungs⸗ 
friſt, ſoweit die Anlage 3 nichts Abweichendes beſtimmt oder zuläßt. Die höheren Grundvergütungsſätze 
werden jeweils vom Erſten des Kalendermonats an gezahlt, in den der Eintritt in die neue Dienft- 
altersſtufe fällt. 

(2) Das Aufrücken in der Grundvergütung kann verſagt werden, wenn gegen das dienſtliche 
oder anßerdienſtliche Verhalten des Stellenanwärters oder der Lehrperſon eine erhebliche Ausſtellung 
vorliegt. 

(3) Vor der Verfügung iſt dem Beamten und der örtlichen Beamtenvertretung Gelegenheit zu 
geben, ſich über die Gründe der beabſichtigten Maßregel zu äußern. Wird das Aufrücken verſagt, ſo 
find dem Beamten die Gründe hierfür ſchriftlich zu eröffnen. 

(4) Gegen die Verfügung ſteht dem Beamten, ſofern fie nicht vom Senat erlaſſen iſt, die 
Beſchwerde an dieſen zu. : : 

(5) Nach Behebung der Anſtände ift der vorläufig verſagte Grundvergütungsſatz zu gewähren, 
und zwar vom erſten Tage des Monats ab, in dem die Bewilligungsverfügung ergeht. Nur aus 
beſonderen Gründen iſt die Gewährung von einem früheren Zeitpunkt ab zuläſſig. Eine Nachgewährung 
für ſchon abgeſchloſſene Rechnungsjahre bedarf der Genehmigung des Senats. 

Die einſtweilige Verſagung des Aufrückens hat ſür ſich allein nicht die Wirkung, daß dadurch‏ (ن) 
der Zeitpunkt für das Aufſteigen in die nächſtfolgende Vergütungsſtufe hinausgeſchoben wird.‏ 

١ 8 17. 
Anwärterdienſtalter der Beamten mit Ausnahme der Lehrperſonen an öffentlichen 
Volks-, Mittel-, Berufs- und Fachſchulen. 

(1) Das Anwärterdienſtalter des nichtplanmäßigen Beamten beginnt mit dem Tage, von dem 

ab er nach erlangter Befähigung für das Amt in ein feſtes Verhältnis zur Verwaltung getreten iſt, 


ſoweit in dieſem Geſetz oder den Ausführungsbeſtimmungen dazu nichts Abweichendes beſtimmt oder 
zugelaſſen iſt. Von dieſem Zeitpunkt an ſind die Zeitabſchnitte für das Verbleiben in den Dienftalters- 
ſtufen zu rechnen. } 

(2) Das Anwärterdienſtalter der Beamten, die beſtimmuungsgemäß ein Hochſchulſtudium von 
mindeſtens 3 Jahren zu vollenden haben, beginnt mit dem 1. Januar des Jahres, in dem die das 
Hochſchulſtudium abſchließende Prüfung abgelegt worden iſt. Dauert das Hochſchulſtudium beſtimmungs⸗ 
gemäß 4 Jahre, ſo iſt das Anwärterdienſtalter um 1 Jahr vorzudatieren. Hat der Beamte die etwa 
vorgeſchriebene zweite (letzte) Staatsprüfung durch eigenes Verſchulden in einem ſpäteren Kalenderjahre 
abgelegt als möglich geweſen wäre, jo wird der Beginn des Anwärterdienſtalters um ſoviele Stalender- 
jahre hinausgeſchoben, als die Prüfung verſpätet abgelegt worden iſt. Eine Verzögerung von weniger 
als 183 Tagen — alſo allein oder neben vollen Jahren — bleibt außer Betracht. 

(3) Bei Beamten des Bürodienſtes (des Sekretariats, Regiſtratur-, Kaſſen- und Rechnungs⸗ 
dienſtes), die ihre Laufbahn als Zivilſupernumerare oder in einem ähnlichen Verhältnis begonnen und 
beſtimmungsgemäß einen Vorbereitungsdienſt zu vollenden haben, ſowie bei den als Poſt- und Telegraphen- 
gehilfen angenommenen Beamten (ausſchließlich der vor dem 1. April 1922 als nichtplanmäßige Beamte 
eingeſtellten Poſt⸗ und Telegraphengehilfinnen) beginnt das Anwärterdienſtalter (Abſ. 1) nach Ablauf 
von 3 Jahren ſeit dem Antritt des Vorbereitungsdienſtes. Die Zeit des Vorbereitungsdienſtes Vers 
längert fi um ſoviel, als der Beamte die etwa vorgeſchriebene Prüfung durch eigenes Verſchulden 
verſpätet abgelegt hat. 

(4) Als Anwärterdienſtzeit gilt auch die Zeit einer vollen Beſchäftigung gegen Lohn- oder 
Schreibgebühren, die der Beamte im privatrechtlichen Vertragsverhältnis eines Dienſtverpflichteten ge- 
leiſtet hat, ſofern er mit Ausſicht auf dauernde Verwendung ſtändig und hauptſächlich mit den Dienſt⸗ 
verrichtungen eines Beamten betraut geweſen ift, und dieſe Beſchäftigung in unmittelbarem Anſchluß 
daran bei dem gleichen Dienſtzweig zur Übernahme in das Beamtenverhältnis geführt hat. Die vor 
dem vollendeten zwanzigſten Lebensjahre zurückgelegte Dienſtzeit bleibt hierbei unberückſichtigt. 

(5) Die Anwärterdienſtzeit darf fünf Jahre, bei Militäranwärtern vier Jahre, bei den vor dem 
1. April 1922 als nichtplanmäßige Beamte eingeſtellten Poſt⸗ und Telegraphengehilfinnen acht Jahre 
nicht überſteigen. Iſt ein Zivilanwärter bis zur Vollendung des fünften Anwärterdienſtjahres, ein 
Militäranwärter bis zur Vollendung des vierten Anwärterdienſtjahres, eine vor dem 1. April 1922 als 
nichtplanmäßige Beamtin eingeſtellte Poft- oder Telegraphengehilfin bis zur Vollendung des achten 
Anwärterdienſtjahres noch nicht planmäßig angeſtellt, ſo erhält der Zivilanwärter vom Beginn des 
ſechſten, der Militäranwärter vom Beginn des fünften, die vor dem 1. April 1922 als nichtplanmäßige 
Beamtin eingeſtellte Poſt⸗ oder Telegraphengehilfin vom Beginn des neunten Anwärterdienſtjahres an 
nach Dienſtaltersſtufen mit zweijähriger Aufrückungsfriſt ſteigend, eine Grundvergütung in Höhe des 
Grundgehalts der Beſoldungsgruppe, in der er (fie) beim regelmäßigen Verlauf feiner (ihrer) Dienſt⸗ 
laufbahn zuerſt planmäßig angeſtellt wird. Die Zahl der einzuſtellenden Anwärter iſt alljährlich vom 
Senat feſtzuſetzen. 

(6) Im übrigen gelten die Vorſchriften unter 8 3 Abſ. 3—6 und 3 4 Ab. 6 ſinngemäß. 

8 18. 


Dienſtalter der auftragsweiſe vollbeſchäftigten und einſtweilig angeſtellten 
Lehrperſonen an öffentlichen Volks-, Mittel-, Berufs- und Fachſchulen. 


(1) Das Dienſtalter der auftragsweiſe vollbeſchäftigten und einſtweilig angeftellten Lehrperſonen 
an öffentlichen Volks-, Mittel-, Berufs- und Fachſchulen berechnet ſich nach der — früheſtens von dem 
Beginn des 21. Lebensjahres ab — im öffentlichen Schuldienſt ſelbſtändig in voller Beſchäftigung Vers 
brachten Zeit, ſoweit in dieſem Geſetz oder in den Ausführungsbeſtimmungen dazu nichts Abweichendes 
beſtimmt oder zugelaſſen iſt. Hiernach beſtimmen ſich die Zeitabſchnitte für das Verbleiben in den 
Dienſtaltersſtufen. 
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(2) Die Vorſchriften des § 4 über die Anrechnung von Dienſtzeiten für die Volksſchullehrer 
finden auf die auftragsweiſe vollbeſchäftigten und einſtweilig angeſtellten Volksſchullehrer Anwendung. 
3) Die Dienſtzeit als auftragsweiſe vollbeſchäftigte und einſtweilig angeſtellte Lehrperſonen an 
öffentlichen Volks-, Mittel-, Berufs⸗ und Fachſchulen darf fünf Jahre nicht überſteigen. Die Dienſtzeit 
verlängert ſich um die Zeit, während der ein Lehrer nach Vollendung des fünften Dienſtjahres aus 
Gründen, die in ſeiner Perſon liegen, nicht endgültig angeſtellt wird. Iſt ein auftragsweiſe vollbeſchäf⸗ 
tigter oder einſtweilig angeſtellter Lehrer an einer öffentlichen Volks- oder Mittelſchule mit der Voll⸗ 
endung des fünften Dienſtjahres aus Gründen, die nicht in ſeiner Perſon liegen, nicht endgültig angeſtellt, 
ſo erhält der Volksſchullehrer — ſoweit die Anlage 3 Ziffer 8 nichts anderes beſtimmt oder zuläßt — 
vom Beginn des 6. Dienſtjahres an eine Grundvergütung in Höhe der Grundgehaltsſätze des endgültig atte 
geſtellten Volksſchullehrers, der Lehreran einer öffentlichen Mittelſchule eine ſolche entſprechend der Vorſchrift 
der Anlage 3 Ziffer 9. Iſt ein auftragsweiſe vollbeſchäftigter Lehrer an einer öffentlichen Berufs- oder Fach⸗ 
ſchule, der die Anſtellungsfähigkeit als Lehrer an ſolchen Schulen erworben hat, bis zur Vollendung des fünften 
Dienſtjahres aus Gründen, die nicht in ſeiner Perſon liegen, nicht endgültig angeſtellt, ſo erhält er vom 
Beginn des ſechſten Dienſtjahres an eine Grundvergütung in Höhe der Grundgehaltsſätze des endgültig 
angeſtellten Berufsſchullehrers. Für die ſonſtigen Lehrer an öffentlichen Berufs- und Fachſchulen gilt 

Anlage 3 Ziff. 10 Abſ. 2. 

§ 19. 
(iſt fortgefallen.) 


§ 20. 
Dienſtwohnung. 

: Wird den nichtplanmäßigen (nicht endgültig angeftellten) Beamten eine Dienſtwohnung 
zugewieſen, jo find die 55 8 und 9 ſinngemäß anzuwenden. Dabei gilt als Beſoldungsgruppe des 
Wohnungsinhabers diejenige, in der der Beamte bei regelmäßigem Verlauf ſeiner Dienſtlaufbahn zuerſt 
planmäßig (endgültig) angeſtellt wird, bei den wiſſenſchaftlichen Aſſiſtenten mit planmäßiger Vergütung 
bei der Techniſchen Hochſchule und den ihnen gleichgeſtellten Hilfskräften bei der Techniſchen Hochſchule 
die Beſoldungsgruppe 11. 

§ 21. ; 
Sondervergütungen, Nebenbezüge und ſonſtige Vergünſtigungen. 
Für die nichtplanmäßigen (nicht endgültig angeftellten) und die ſonſt im § 15 Abſ. 1 genannten 
Beamten gelten die 55 10 bis 14 finngemäß mit der Maßgabe, daß an die Stelle der Beſoldungsordnung 
— Anlage 1 — die Nachweiſung der Dienftbezüge der nichtplanmäßigen (nicht endgültig angeſtellten) 
Beamten — Anlage 3 — tritt. 


II. Kinderbeihilfe und Frauenbeihilfe. 
§ 22. 
Betrag und Vorausſetzungen der Kinderbeihilfe. 

(1) Die Beamten erhalten Kinderbeihilfen in der Weiſe, daß für jedes Kind bis zum voll- 
endeten 6. Lebensjahre monatlich 22 Gulden, bis zum vollendeten 14. Lebensjahre monatlich 26 Gulden 
und bis zum vollendeten 21. Lebensjahre monatlich 30 Gulden gezahlt werden. Für Kinder vom 
16, bis 21. Lebensjahre wird die Kinderbeihilſe nur gewährt, wenn das Kind 

1. ſich in der Schul- oder Berufsausbildung befindet oder wenn es wegen körperlicher oder 

geiſtiger Gebrechen dauernd erwerbsunfähig iſt und zugleich PER 

2. eigenes Einkommen nicht hat, oder wenn das eigene Einkommen des Kindes die Kinder⸗ 

beihilfe einſchließlich des Ausgleichszuſchlages nicht überſteigt. Überſteigt das eigene Ein⸗ 
kommen des Kindes den Betrag der Kinderbeihilfe einſchließlich des Ausgleichszuſchlages, ohne 
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das Doppelte dieſes Betrages zu erreichen, jo wird die Kinderbeihilfe ebenfalls gewährt, 
jedoch gekürzt um den Betrag, um den das eigene Einkommen des Kindes den Betrag der 
Kinderbeihilfe einſchließlich des Ausgleichszuſchlages überſteigt. Als eigenes Einkommen des 
Kindes gilt auch das dem Beamten kraft der elterlichen Nutznießung aus Kindesvermögen 
zufließende Einkommen. 

(2) Die Kinderbeihilfe wird gewährt: 
a) für eheliche, ehelich erklärte und an Kindes Statt angenommene Kinder; 
b) für Stiefkinder, die in den Hausſtand des Beamten aufgenommen worden ſind; 


e) auf Antrag für uneheliche Kinder, wenn die Vaterſchaft des Beamten feſtgeſtellt iſt und 


wenn er das Kind in feinen Hausſtand aufgenommen hat oder auf andere Weiſe nach— 
weislich für ſeinen vollen Unterhalt aufkommt oder wenn der volle Unterhalt von der 
Beamtin als Mutter gewährt wird. Antragsberechtigt iſt außer dem Beamten ſelbſt auch 
der Vormund des Kindes. An wen die Beihilfe auszuzahlen iſt, beſtimmt das Vor⸗ 
mundſchaftsgericht. 

(3) Für ein und dasſelbe Kind darf die Beihilfe nur einmal gewährt werden. Verheirateten 
weiblichen Beamten wird die Kinderbeihilfe für gemeinſame Kinder nur gewährt, wenn der Ehemann 
bei Berückſichtigung ſeiner ſonſtigen Verpflichtungen außerſtande iſt, ohne Gefährdung des ſtandesmäßigen 
Unterhalts der Familie dieſe zu unterhalten. Das Recht auf den Bezug der Beihilfe ruht, ſoweit für 
ein Kind aus Mitteln anderer öffentlicher Verbände oder anderer Arbeitgeber eine entſprechende Beihilfe 
gezahlt wird. 

(4) Die Kinderbeihilfe wird im voraus gezahlt, und zwar vom Beginn des Kalender monats 
an, in dem die für die Gewährung maßgebenden Vorausſetzungen eintreten. 

(6) Die Kinderbeihilfe wird herabgeſetzt, vom Beginn des Kalendermonats an, der auf den 
Kalendermonat folgt, in den das für die Herabſetzung maßgebende Ereignis (Erhöhung des eigenen Ein⸗ 
kommens des Kindes uſw.) fällt. 

(6) Die Kinderbeihilfe fällt weg: 

a) bei Beendigung des Beamtenverhöltniſses u mit Wegfall der ſonſtigen Dienſtbezüge; 
b) mit Ablauf des Kalender vierteljahres, in dem die ſonſtigen Vorausſetzungen für die 

8 Gewährung wegfallen, insbeſondere das Kind das 16. oder 21. Lebensjahr vollendet, 

ſtirbt oder eine Ehe eingeht; 
o) mit Ablauf des Kalendermonats, in dem das Kind nach Vollendung des 16. Lebens- 

“jahres ein eigenes Einkommen bezieht, das das Doppelte des Betrages der PN 

einſchließlich des Ausgleichszuſchlages erreicht oder überſteigt. 


5 $ 2a. 
Betrag und Vorausſetzungen der Frauenbeihilfe. 


() Die verheirateten planmäßig (endgültig) und nichtplanmäßig (nicht endgültig) angeſtellten 
männlichen unmittelbaren Staatsbeamten erhalten für die unterhaltsberechtigte Ehefrau eine Frauen⸗ 
beihilfe von monatlich 10 Gulden. Die Frauenbeihilfe wird auch verwitweten und geſchiedenen Beamten 
gewährt, wenn ein Familienmitglied, für das eine Kinderbeihilfe nicht zu zahlen iſt, oder eine andere 
in den eigenen Hausſtand aufgenommene Perſon dieſen führt. 
(2) Die Frauenbeihilſe wird im voraus, und zwar von Beginn des Kalendermonats an gezahlt, 
in dem die für die Gewährung maßgebenden Vorausſetzungen eintreten; ſie fällt weg: 
a) bei Beendigung des Beamtenverhältniſſes mit dem Wegfall der ſonſtigen Dienſtbezüge; 
b) mit dem Ablauf des Kalendervierteljahres, in dem die ſonſtigen Vorausſetzungen für die 
Gewährung wegfallen, insbeſondere die Ehe aufgelöft wird. 


S1 
III. Ausgleichszuſchlag. 
: 8 23. 
Ausgleichszuſchlag. 
Zur Anpaſſung an weſentliche Veränderungen in der allgemeinen Wirtſchaftslage kann ein 


veränderlicher Ausgleichszuſchlag gewährt werden. Die Art und die Höhe des Satzes wird durch den 
Staatshaushaltsplan oder durch beſonderes Geſetz beſtimmt. 


IV. Sonſtige Vorſchriften. 
5 24. 
Nebenamt. 1 

Beamte, die im Staatsdienſt nur ein Nebenamt bekleiden, erhalten feine Ortszuſchläge, Kinder- 
beihilfen und Ausgleichszuſchläge. 1 = 

Zahlungsweiſe des Dienſteinkommens. : 

(1) Die planmäßig (endgültig) angeſtellten Beamten erhalten ihre Dienftbezüge, joweit fie ihnen 
in feſten Barbezügen zuftehen, monatlich, bei Überweiſung auf ein Konto vierteljährlich im voraus. 

(2) Die nichtplanmäßigen (nicht endgültig angeſtellten) Beamten erhalten ihre baren Dienſt⸗ 
bezüge monatlich im voraus. 

(3) Alle einzelnen Zahlungen ſind auf volle Guldenpfennigbeträge nach oben abzurunden. 

§ 26. 
Sterbebezüge. 

(1) Hinterläßt ein planmäßig (endgültig) angeſtellter männlicher Beamter eine Witwe oder 
eheliche oder legitimierte Nachkommen, jo wird das volle Dienſteinkommen (einſchließlich Kinderbeihilfe 
und Ausgleichszuſchlag) des Verſtorbenen noch für die auf den Sterbemonat folgenden 3 Monate 
(Sterbevierteljahr) unter Anrechnung der vor dem Tode fällig gewordenen Dienſteinkommensteile gewährt. 
An wen das Sterbevierteljahr zu gewähren iſt, beſtimmt der Senat oder die von ihm bezeichnete Behörde. 
In gleicher Weiſe kann den Hinterbliebenen eines nichtplanmäßigen (nicht endgültig angeſtellten) 
männlichen Beamten, der zur Befriedigung eines dauernden Bedürfniſſes und nicht nur aushilfsweiſe 
beſchäftigt war, das Sterbevierteljahr von dem ihm in feſten monatlichen Beträgen zuſtehenden vollen 
Dienſteinkommen leinſchl. Kinderbeihilfe und Ausgleichszuſchlag) gezahlt werden. 

(2) Die Vorſchriften des Abſ. 1 finden auch auf die ehelichen Nachkommen eines weiblichen 
Beamten Anwendung. 8 

(3) Das Sterbevierteljahr kann vom Senat oder von der von ihm bezeichneten Behörde auch 
dann gewährt werden, 

a) wenn der Verſtorbene (Abſ. 1 und 2) Verwandte der aufſteigenden Linie, Geſchwiſter, Geſchwiſter⸗ 
kinder oder Pflegekinder, deren Ernährer er ganz oder überwiegend geweſen iſt, in Bedürftig⸗ 
keit hinterläßt, oder : 

b) wenn und ſoweit der Nachlaß nicht ausreicht, um die Koſten der letzten Krankheit und der 
Beerdigung zu decken. : 


§ 27. 
Friſt zur Räumung der Dienſtwohnung im Todesfall. 

(1) In dem Genuſſe der Dienſtwohnung iſt die hinterbliebene Familie, die mit dem Verſtorbenen 
(§ 26) die Wohnung geteilt hat, nach Ablauf des Sterbemonats noch drei fernere Monate zu belaſſen; 
danach iſt die Wohnung ſofort zu räumen. Hinterbleibt eine ſolche Familie nicht, ſo iſt denen, auf die 
der Nachlaß übergeht, auf Antrag eine vom Todestag an zu rechnende dreißigtägige Friſt zur Räumung 
der Dienſtwohnung zu gewähren. : se ABE : 

(2) In jedem Falle müſſen Arbeits- und Sitzungszimmer, ſowie ſonſtige für den amtlichen 
Gebrauch beſtimmte Räumlichkeiten ſofort geräumt werden. Ferner muß in der Dienſtwohnung, die ein 
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Volks-, Mittel- oder Berufsſchullehrer bis zu ſeinem Tode bewohnte, auf Erfordern der Schulaufſichts⸗ 
behörde in jedem Falle demjenigen, der mit der Verwaltung der Stelle beauftragt iſt, ohne Anſpruch 
auf Entſchädigung ein Unterkommen gewährt werden. 

(3) Sofern das dienſtliche Intereſſe es ausnahmsweiſe erfordert, iſt die ganze Dienſtwohnung, die 
ein Beamter bis zu ſeinem Tode bewohnte, auf Anordnung des Senats bereits vor Ablauf der in 
Abſ. 1 Satz 1 und 2 genannten Zeiten gegen Gewährung voller Entſchädigung für die Beſchaffung eines 
anderweiten angemeſſenen Unterkommens zu räumen. Der Betrag der Entſchädigung wird vom Senat 
endgültig feſtgeſetzt. 4 

§ 28. 
Rechtsweg. 

(1) Über die Gehaltsanſprüche der unter dieſes Geſetz fallenden Beamten findet der Rechtsweg 
nach Maßgabe der beſtehenden Vorſchriften ſtatt. Die Klage auf Zahlung des Dienſteinkommens iſt 
gegen den Staat und, ſofern es ſich um unmittelbare Leiſtungen des Schullaſtenträgers handelt, gegen 
dieſen zu richten. 

(2) Bei der richterlichen Beurteilung ſind die auf Grund dieſes Geſetzes erfolgten Seftfegungen 
über das Dienſteinkommen der Stelle, insbeſondere über die Höhe des Grundgehalts und der Grund- 
vergütung, des Ortszuſchlags, der Kinderbeihilfe, des Ausgleichszuſchlags und der baren Nebenbezüge, 
über Dienſtwohnung, Dienſtland, Sachleiſtungen ſowie über die ſonſtige Anrechnung von Dienſtbezügen 
auf das Grundgehalt zu Grunde zu legen. 

§ 29. 
Auseinanderſetzung zwiſchen dem abgehenden und anziehenden Volksſchullehrer. 

Bei Streitigkeiten zwiſchen dem abgehenden Volksſchullehrer oder den Erben des verſtorbenen 
Lehrers und dem anziehenden Lehrer oder dem Schulverbande über die Auseinanderſetzung wegen der 
Landnutzung, der Naturalleiſtungen, der Dienſtwohnung einſchließlich des Hausgartens oder des baren 
Dienſteinkommens trifft der Landrat, in Schulverbänden mit einer Schuldeputation die letztere, vor— 
behaltlich des Rechtsweges, eine im Verwaltungswege vollſtreckbare einſtweilige Entſcheidung. Bei Bere 
ſetzungen kann angeordnet werden, daß die von dem Lehrer zuviel erhobenen Beträge für ſeine Rechnung 
den Berechtigten unmittelbar aus den Bezügen erſtattet werden, die der Lehrer in der neuen Schulſtelle 
zu empfangen hat. 

§ 30. 
Weitere Vorſchriften, betreffend die Leiter und Lehrer an nichtſtaatlichen 
öffentlichen höheren Lehranſtalten. 

(1) Bürgerliche Gemeinden oder Gemeindeverbände, die öffentliche höhere Lehranſtalten unter- 
halten, find verpflichtet, die Mittel bereitzustellen, die erforderlich find, um die Leiter und Lehrer ein- 
ſchließlich der Hilfslehrer an dieſen Anſtalten nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes zu beſolden, ſoweit 
dieſe Mittel nicht aus den eigenen Einnahmen der Anſtalten oder aus anderen dazu beſtimmten Fonds 
gedeckt werden. 

(2) Die Vorſchrift des Abi. 1 findet auch auf die öffentlichen höheren Lehranſtalten Anwendung, 
die von anderen juriſtiſchen Perſonen oder aus eigenem Vermögen oder anderen dazu beſtimmten Fonds 
zu unterhalten ſind. 

(3) Höhere Lehranſtalten im Sinne der Abſ. 1 und 2 find die von der Schulaufſichtsbehörde 
als ſolche anerkannten Unterrichtsanſtalten. 

(4) Wandelt eine Gemeinde uſw. eine höhere Lehranſtalt in eine ſolche mit veränderten 
Berechtigungen um, ſo erlangen die Leiter und Lehrer der Anſtalt hierdurch nicht die Befugnis, aus 
dem von ihnen bekleideten Amt auszuſcheiden. Jedoch iſt ihnen das Dienſteinkommen zu gewähren, 
das ihnen zuſtehen würde, wenn die Umwandlung nicht erfolgt wäre. 
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(5) Unter Aufrechterhaltung gleicher Beſoldungsanſprüche müſſen ſich die Lehrer an folder von 
Gemeinden uſw. unterhaltenen höheren Lehranſtalten, die aufgehoben oder deren Klaſſenbeſtand und 
Lehrkräfte verringert werden, die Verſetzung an eine andere höhere Lehranſtalt gefallen laſſen, ſoweit an 
dieſer Anſtalt nach deren Unterrichtsplan für ihre Beſchäftigung Raum iſt. 


V. übergangsvorſchriften. 
§ 31. 
Einreihung in die neuen Gehalts- und Vergütungsſtufen. 
Beamte mit Ausnahme der Lehrperſonen an öffentlichen Volls⸗, Mittels, Berufs⸗ 
und Fachſchulen. 

(1) Die am 1. April 1920 im Dienſt befindlichen planmäßigen Beamten mit aufſteigenden 
Gehältern werden — auch wenn ſie zu dieſem Zeitpunkt, ohne bis dahin von der Freien Stadt Danzig 
endgültig in ihren Dienſt übernommen zu ſein, als planmäßige deutſche Reichsbeamte oder preußiſche 
unmittelbare Staatsbeamte für Rechnung der Freien Stadt Danzig tätig waren — in die Beſoldungs⸗ 
gruppen der Beſoldungsordnung (Anlage 1) mit der Gehaltsſtufe eingereiht, die ihrem bisherigen 
— nach den bis zum 31. März 1920 geltenden Beſtimmungen für ſie feſtgeſetzten — Beſoldungsdienſt⸗ 
alter in der Stelle entſpricht, die ſie am 1. April 1920 bekleiden. Werden durch dieſes Geſetz mehrere 
bisherige Gehaltsklaſſen in einer Beſoldungsgruppe vereinigt, jo iſt das Beſoldungsdienſtalter jo feſt⸗ 
zuſetzen, wie wenn der Beamte während der ganzen Zeit, die er in den vereinigten Klaſſen bis zum 
31. März 1920 zurückgelegt hat, in derjenigen von dieſen Klaſſen verblieben wäre, der er zuerſt angehört 
hat. Für Beamte, die bisher ein Einzelgehalt bezogen haben und für die durch dieſes Geſetz Dienſt⸗ 
altersſtufen eingeführt werden, wird das Beſoldungsdienſtalter auf den Tag des Einrückens in ihre Stelle 
feſtgeſetzt. Für Beamte, die zum 1. April 1920 in eine Stelle befördert werden, die in einer höheren 
Beſoldungsgruppe als die bisher von dem Beamten bekleidete Stelle vorgeſehen ijt, wird das Bejoldungs- 
dienſtalter unter Berückſichtigung von § 3 Abſ. 3 ſo feſtgeſetzt, als wenn ſie erſt im Laufe des 1. April 
1920 in die neue Stelle eingerückt wären. Das gleiche gilt für die Beamten, die nach der Bejoldungs- 
ordnung (Anlage 1) mit Wirkung vom 1. April 1920 in eine Beſoldungsgruppe aufrücken, in der ſie 
mit dem Zeichen * verſehen find oder in die fie nur mit einer beſtimmten Dienſtzeit in der Vorgruppe 
aufrücken dürfen. : 

(2) Allen planmäßigen Beamten, auch wenn fie ſich nicht mehr in ihrer erſten planmäßigen 
Stelle befinden, wird das Beſoldungsdienſtalter ſoweit vorgerückt, wie es vorgerückt wäre, wenn 8 4 
Abſ. 1, 8 4 Abſ. 4a, 5 17 Abſ. 1 bis 4 und 5 17 Abſ. 5 Satz 1 ſchon zur Zeit ihrer erſten planmäßigen 
Anſtellung gegolten hätten. Den Beamten aus der Klaſſe der ehemaligen Militäranwärter, auch wenn 
ſie ſich nicht mehr in ihrer erſten planmäßigen Stelle befinden, wird das Beſoldungsdienſtalter ſoweit 

vorgerückt, wie es vorgerückt wäre, wenn 5 4 Abſ. 2, Abſ. 4 Satz 1 und 2 und Abſatz 4 a ſchon zur Zeit 
ihrer erſten planmäßigen Anſtellung oder ihrer Überführung in eine höhere Gehaltsklaſſe gegolten hätten. 

(3) Sollte ſich für einzelne vor dem 1. April 1920 beförderte oder aus dienſtlichen Rückſichten 
verſetzte Beamte ergeben, daß am 1. April 1920 nach den neuen Grundgehaltsſätzen ihr Grundgehalt 
in der jetzigen Stelle hinter dem Satze zurückbleibt, den ſie erhalten haben würden, wenn ſie in einer 

früher von ihnen bekleideten Stelle verblieben und erſt zum 1. April 1920 befördert worden wären, 
oder daß ſie in der früheren Stelle bei dem nächſten Aufſteigen nach dem 1. April 1920 früher einen 
höheren oder gleichen Grundgehaltsſatz erreicht hätten, als es in der neuen Stelle der Fall ſein würde, 
ſo iſt das Beſoldungsdienſtalter ſo feſtzuſetzen, als wenn ſie erſt im Laufe des 1. April 1920 in die 
neue Stelle eingerückt wären. 

(4) Die am 1. April 1920 im Dienſt befindlichen nichtplanmäßigen Beamten und die am 

gleichen Tage im Dienſt befindlichen ſonſt in $ 15 Abſ. 1 genannten Beamten werden in die Gruppen 
der Nachweiſung Anlage 3 mit der Vergütungsſtufe eingereiht, die ihrem Anwärterdienſtalter in der 
Stelle entſpricht, die ſie am 1. April 1920 bekleiden. 
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(5) Die am 30. September 1921 im Dienſt befindlich geweſenen planmäßigen und nicht⸗ 
planmäßigen Beamten werden mit ihrem nach Maßgabe der bis zum 30. September 1921 gültig 
geweſenen Grundgehalts- und Grundvergütungsſätze berechneten Beſoldungs- und Anwärterdienſtalter in 
die vom 1. Oktober 1921 ab gültigen Dienſtbezüge eingewieſen. Iſt ein Beamter mit Wirkung von 
einem Tage zwiſchen dem 30. September 1921 und dem Tage der Verkündung dieſes Geſetzes (29. De- 
zember 1921) in eine andere Beſoldungsgruppe übergetreten, ſo wird das Beſoldungsdienſtalter in der 
neuen Beſoldungsgruppe nach Maßgabe der bis zum 30. September 1921 gültig geweſenen Grund- 
gehaltsſätze berechnet. 

(5) Die am 31. März 1922 im Dienſt befindlich geweſenen planmäßigen und nichtplanmäßigen 
Beamten werden mit ihrem bisherigen (am 31. März 1922 gültigen) Beſoldungs- und Anwärterdienſtalter 
in die vom 1. April 1922 ab gültigen Dienſtbezüge eingewieſen. Iſt ein Beamter jedoch mit Wirkung 
vom 29. Dezember 1921 oder von einem ſpäteren Zeitpunkt ab in eine andere Beſoldungsgruppe über- 
getreten, ſo wird das Beſoldungsdienſtalter in der neuen Beſoldungsgruppe bereits nach Maßgabe der 


vom 1. April 1922 ab gültigen Grundgehaltsſätze berechnet. 


(6) Über vorſtehende Beſtimmungen hinaus kann der Senat in beſonders gearteten Ausnahme⸗ 
fällen zur Vermeidung offenbarer Härten eine Vorrückung des Beſoldungsdienſtalters zulaſſen. 


Lehrperſonen an öffentlichen Volks⸗, Mittel-, Berufs⸗ und Fachſchnlen. 


7) Die Gehaltsregulative, Ordnungen und Feſtſetzungen der Lehrperſonen an öffentlichen 
Volks-, Mittel-, Berufs und Fachſchulen find bei Bedarf nach dieſem Geſetz neu zu geſtalten. 

(8) Das Beſoldungsdienſtalter iſt nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes neu feſtzuſetzen. 

(9) Die am 1. April 1920 im Dienſt befindlichen endgültig angeſtellten Lehrer an den öffent⸗ 
lichen Volksſchulen, die zu dieſem Zeitpunkt eine anrechnungsfähige Dienſtzeit von fünf Jahren oder 
das 26. Lebensjahr vollendet hatten, werden in die Beſoldungsgruppen mit der Gehaltsſtufe eingereiht, 
die ihrem nach den Beſtimmungen dieſes Geſetzes feſtgeſetzten Beſoldungsdienſtalter in der Stelle ent⸗ 
ſpricht, die ſie am 1. April 1920 bekleiden. Für Volksſchullehrer, die am 1. April 1920 in eine Stelle 
einer höheren Beſoldungsgruppe (8 oder 9) aufrücken, wird das Beſoldungsdienſtalter unter Berückſichtigung 
des 5 3 Abſ. 3 ſo feſtgeſetzt, als wenn fie erſt im Laufe des 1. April 1920 in die neue Stelle ein- 
gerückt wären. 

(10) Die Vorſchriften des Abſ. 9 finden auf Lehrperſonen an öffentlichen Mittel-, Berufs- und 
Fachſchulen ſinngemäß Anwendung. 8 

(11) Die Abſ. 3, 5, 5a und 6 finden — erſterer und letzterer mit Wirkung vom 1. April 1920 
ab — auf die Lehrperſonen an öffentlichen Volks-, Mittel, Berufs- und Fachſchulen ſinngemäß An⸗ 
wendung. 

8 32. 
Gleichſtellung mit den bisherigen Dienſtbezügen. 

(1) War das bisherige Dienſteinkommen eines Beamten leinſchließlich Lehrperſon) mit Einſchluß 
der bisherigen Teuerungszulagen am 31. März 1920 höher als ſeine Bezüge auf Grund dieſes Geſetzes, 
jo ift ihm der Unterſchiedsbetrag, ſoweit es ſich um ruhegehaltsfähige Bezüge handelt, als ruhegehalts⸗ 
fähiger Zuſchuß, im übrigen als nichtruhegehaltsfähiger Zuſchuß — ſoweit erforderlich, über den Staats⸗ 
haushaltsplan — bis zu dem Zeitpunkt weiterzugewähren, zu dem er durch die Erhöhung in den neuen 
Bezügen ausgeglichen wird. Hierbei bleiben Erhöhungen des Ortszuſchlags und der Kinderbeihilfen in— 
joweit außer Betracht, als fie lediglich infolge der Hinauſſetzung eines Ortes in eine höhere Ortsklaſſe, 
der Verſetzung an einen Ort einer höheren Ortsklaſſe oder infolge einer Vermehrung der Kinderzahl 
eintreten. 

(2) Der Ausgleichung nach Abf. 1 wird ſtets der höchſte ſeit dem 1. April 1920 in Geltung ge- 
weſene Hundertſatz des Ausgleichszuſchlages zugrunde gelegt. 
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VI. Schluß vorſchriften. 
8 33. 
Erſparniſſe bei der Beamtenbeſoldung. 

Erſparniſſe, die bei den durch den Staatshaushaltsplan bereitgeſtellten Mitteln zu Beſoldungen 
und zu ſonſtigen Dienſteinkünften der planmäßig (endgültig) angeſtellten oder der nichtplanmäßigen 
(nicht endgültig angeſtellten) Beamten entſtehen, dürfen zu ee ا‎ Vergütungen nicht ver⸗ 
wendet werden. 

5 34. 
Möglichkeit der geſetzlichen Anderung ber Bezüge. 

Anderungen der durch dieſes Geſetz geregelten Dienſteinkommenbezüge und Kinderbeihilfen 
können durch Geſetz erfolgen. Werden Beamte durch eine ſolche Anderung mit, rückwirkender Kraft 
ſchlechter geſtellt, ſo ſind die bis zur Verkündung des betreffenden Geſetzes fällig gewordenen Unter⸗ 
ſchiedsbeträge nicht zurückzuerſtatten. 9 85 

Anderung der Beſoldungsordnung. 

Anderungen der Beſoldungsordnung können inſoweit durch den Staatshaushalt erfolgen, als 
ſie durch Anderungen in der Organiſation des Staatsdienſtes, insbeſondere durch die Einrichtung neuer 
in der Beſoldungsordnung nicht aufgeführter Beamtenklaſſen, erforderlich werden. 


8 36. 
Mitwirkung von Beamtenvertretungen. 

Soweit bei Ausführung dieſes Geſetzes Streitigkeiten über die dem einzelnen Beamten aus 
dieſem Geſetze zuſtehenden Anſprüche entſtehen, iſt von den zur Entſcheidung berufenen Verwaltungs⸗ 
ne auf Antrag des Beamten die für ihn zuſtändige Wee zur Mitwirkung hinzu⸗ 
ziehen 
5 8 37. 

Aufbringung der Mittel für die Volksſchullehrer. 

Bis zum Erlaß eines Schulunterhaltungsgeſetzes werden an die Lehrperſonen an den Volks⸗ 
ſchulen nach Anordnung der Schulauſſichtsbehörde die Unterſchiedsbeträge zwiſchen den früheren und 
jetzigen Bezügen zu Laſten der Staatskaſſe geleiftet. 


§ 38. 
Aufgehobene Verpflichtungen des Staates zur Tragung von 
Schulunterhaltungskoſten. 

Aufgehoben werden die Verpflichtungen des Staates, Schulunterhaltungskoſten auf Grund 
beſonderer Rechtstitel oder beſonderer geſetzlicher Vorſchrift oder Ortsbeſtimmung (Ortsverfaſſung, 
Herkommen, Gewohnheitsrecht) zu tragen und Schulſtellen mit Land auszuſtatten. Ausgenommen davon 
ſind die baulichen Verpflichtungen, die der Staat in ſeiner Eigenſchaft als kirchlich Beteiligter bei 
vereinigten Kirchen- und Schulämtern zu tragen hat. Die Verpflichtungen ſonſtiger Dritter auf Grund 
beſonderer Rechtstitel bleiben unberührt. 

§ 39. 
Aufgehobene Geſetzesbeſtimmungen. 
(1) Alle dieſem Geſetz entgegenſtehenden Beſtimmungen werden aufgehoben, insbeſondere: 
a) das deutſche Beſoldungsgeſetz vom 15. Juli 1909 (Reichsgeſetzblatt S. 573); 
b) 5 2 des preußiſchen Geſetzes, betreffend die Bereitſtellung von Mitteln zu Dienſteinkommens⸗ 
verbeſſerungen, vom 26. Mai 1909 (Geſetzſammlung S. 85); 

c) das preußiſche Geſetz zur Abänderung der Beſoldungsordnung vom 29. Juni 1914 (Geſet⸗ 
ſammlung S. 121); 

d) das preußiſche Richterbeſoldungsgeſetz vom 29. Mai 1907 (Geſetzſammlung S. 111); 
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e) das preußiſche Geſetz, betreffend die Gewährung von Wohnungsgeldzuſchüſſen an die unmittel⸗ 
baren Staatsbeamten, vom 12. Mai 1873 (Geſetzſammlung S. 209) in der Faſſung des 
Geſetzes vom 25. Juni 1910 (Geſetzſammlung S. 105); 

1) die 88 8 und 59 des preußiſchen Ausführungsgeſetzes zum deutſchen Gerichtsverfaſſungsgeſetze 
vom 24. April 1878 (Geſetzſammlung S. 230); 

g) 5 4 Satz 2 der Verordnung, betreffend die Rechtsſtellung der Landgendarmerie, vom 
10. März 1919 (pr. Geſetzſammlung S. 37); 

h) das preußiſche Geſetz, betreffend die Zahlung der Beamtenbeſoldung und des Gnadenviertel- 
jahres, vom 7. März 1908 (Geſetzſammlung S. 35); 

i) 8.23 Abſ. 1, 3, 4 und 5 des preußiſchen Geſetzes, betreffend den Staatshaushalt, vom 

11. Mai 1898 (Geſetzſammlung S. 77); 

k) das preußiſche Geſetz, betreffend das Dienſteinkommen der Lehrer an nicht ſtaatlichen Anſtalten, 
vom 25. Juli 1892 (Geſetzſammlung S. 219); 

1) das preußiſche Geſetz über das Dienſteinkommen der Lehrer und Lehrerinnen an den öffent 
lichen Volksſchulen, vom 26. Mai 1909 (Geſetzſammlung S. 93); 

mz) die Verordnung des Staatsrats, betreffend das Dienſteinkommen der Lehrer und Lehrerinnen 
an den öffentlichen Volksſchulen, vom 24. Juni 1920 (Staatsanzeiger für Danzig S. 175); 
n) 5 1 des Danziger Geſetzes betreffend die Senatorengehälter vom 6. April 1921 (Geſetzbl. 
S. 40); 
o) das Danziger Geſetz: „Nachtrag zum vorläufigen Haushaltsgeſetz für das Rechnungsjahr 1921 
— vom 30. Juni 1921“ vom 21. Oktober 1921 (Geſetzbl. S. 205), dieſes mit dem 1. Oktober 1921. 
2) Wo in Geſetzen, Verordnungen oder ſonſtigen Vorſchriften auf ältere Beſtimmungen über 
das Dienſteinkommen der Beamten leinſchl. Lehrperſonen) verwieſen iſt, treten an ihre Stelle die Beſtimmungen 
dieſes Geſetzes. 
§ 40. 
Ausführungsbeſtimmungen. 
Alle Beſtimmungen, die zur Ausführung dieſes Geſetzes erforderlich ſind, erläßt der Senat. 
$ 41. 
(fällt fort.) 
§ 42. 
Beſoldungsordnungen der Gemeinden und Gemeindeverbände. 


(1) Dieſes Geſetz und feine ſpäteren Anderungen und Ergänzungen ſowie die Ausführungs- 
beſtimmungen dazu ſind für die Gemeinden und Gemeindeverbände im Sinne des Kommunal-Beamten- 
Geſetzes vom 30. Juli 1899 (Geſetz⸗Samml. S. 171) in dem Sinne bindend, daß fie verpflichtet find, 
die Beſoldung ihrer Beamten entſprechend den Grundſätzen dieſes Geſetzes zu regeln. Die Dienſtbezüge 
ihrer hauptamtlichen Beamten dürfen nicht ungünſtiger aber auch nicht günſtiger geregelt werden, als die 
Dienſtbezüge der gleich zu bewertenden unmittelbaren Staatsbeamten. Bei dieſer Regelung ſind alle 
Umſtände zu berückſichtigen, die für die Bewertung des betreffenden Beamtenberufs im allgemeinen und 
der zu beurteilenden Stelle im beſonderen in Frage kommen. Eine günſtigere Regelung iſt nur beim 
Vorliegen beſonderer Verhältniſſe und aus beſonderen Gründen zuläſſig. Beamte, die vor der Neu— 
regelung einen Rechtsanſpruch auf höhere Dienftbezüge erworben hatten, als fie ihnen nach der Neu— 
regelung zuſtehen würden, behalten ihre wohlerworbenen Rechte. 

"(2) Die hiernach von den Gemeinden und Gemeindeverbänden zu erlaſſenden Bejoldungs- 
ordnungen, zu denen die zuſtändige Beamtenvertretung zu hören iſt, ſind dem Senat unverzüglich zur 
Genehmigung vorzulegen. Mit der Beſoldungsordnung zugleich iſt dem Senat die Stellungnahme der 
Beamtenvertretung mitzuteilen. Dem Senat jteht es frei, in geeigneten Fällen die Beſolgungsordnung 
mit der Behörde und der Beamtenvertretung zu erörtern. Im Falle der Beanſtandung ſetzt der Senat 
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die Beſoldungsordnung feſt, ſofern die Gemeinde- oder Gemeindeverbands-Behörde ſich nicht der Bee 
anftandung fügt. Gegen die Feſtſetzung des Senats ſteht der Gemeinde- oder Gemeindeverbands- 
Behörde der Einſpruch beim Oberverwaltungsgericht zu. Dieſes entſcheidet über den Einſpruch endgültig. 
§ 48. 
Deckung der Koſten. 

Die durch die Ausführung der Beſtimmungen dieſes Geſetzes gegenüber den durch das vor— 
läufige Haushaltsgeſetz für das Rechnungsjahr 1921 vom 30. Juni 1921 (Geſetzblatt S. 113) bewilligten 
Mitteln entſtehenden Mehrausgaben ſind zunächſt den durch das Geſetz zur Beſtreitung des außerordent⸗ 
lichen Geldbedarfs der Freien Stadt Danzig vom 4. Mai 1921 (Geſetzblatt S. 51) bewilligten Anleihe⸗ 
mitteln zu entnehmen. Späteſtens am 1. Januar 1922 muß die Deckung durch beſondere dem Volkstag 
beſchleunigt vorzulegende Geſetze geregelt ſein. 

§ 44. 
Inkrafttreten. 

Dieſes Geſetz hat mit Ausnahme des 5 17 Abſ. 5 Satz! rückwirkende Kraft vom 1. April 1920 ab, 
ſoweit in dieſem Geſetz und ſeinen Anlagen im einzelnen nicht etwas anderes beſtimmt iſt. 5 17 Abſ. 5 
Satz 1 tritt mit dem 1. April 1921 in Kraft. 


Anlage 1 ſiehe Seite 55. 
Anlage 2 ſiehe Seite 65. 
Anlage 3 ſiehe Seite 66. 


a —„— 
Bezugsgebühren ab 1. 4. 1924 monatlich a) für das Geſetzblatt für die Freie Stadt Danzig 1,00 G, b) für den 
Staatsanzeiger Sir bie Freie Stadt Danzig Teil 0,75 G, c) für den Staatsanzeiger für die Freie Stadt S ken II 
1,00 G. Beſtellungen haben bei der ft digen Poſtanſtalt zu erfolgen Für Beamte (fiche Staatsanz. f. 1922, Nr. 87) 
Bezugspreis zu a) 0,0 G, zu b) 0,40 G. Für Beamte gilt auch vierteljährliche Bezugszeit. 
Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 
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